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Stellenausschreibungen 
 
 
 
Freie bzw. demnächst freiwerdende Stellen an Grund- und Mittelschulen 
 

Alle Regierungsbezirke veröffentlichen freie und frei werdende Funktionsstellen im Amtlichen Schulan-
zeiger des jeweiligen Bezirks. 
 
Diese Funktionsstellen sowie auch die wiederholte Ausschreibung von Funktionsstellen stehen grund-
sätzlich Bewerbern (m/w/d) im bayerischen Schuldienst offen. 
 
Bitte informieren Sie sich deshalb in den im Internet veröffentlichten, allen zugänglichen Amtlichen 
Schulanzeigern und beachten Sie die dort gesetzten Fristen. 
 
Die Amtlichen Schulanzeiger der einzelnen Regierungsbezirke finden Sie unter folgenden Internetad-
ressen: 
 
Oberfranken 
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/schulen/schulanzeiger  

 
Mittelfranken 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/serv/download/downabt1/schulanzeiger/schulanzeiger.htm  

 
Unterfranken 
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/service/amtliche_bekanntmachungen/schulanzeiger/index.html 

 
Oberpfalz 
https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/bekanntmachungen/schanz/index.html 

 
Oberbayern 
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/amtliche_bekanntmachung/schulanzeiger/index.html 

 
Niederbayern 
https://www.regierung.niederbayern.bayern.de/aufgabenbereiche/4/schulanzeiger/index.php 

 
Schwaben 
https://www.regierung.schwaben.bayern.de/Aufgaben/Bereich_4/Schulanzeiger/Schulanzeiger.php?PFAD=/in-
dex.php 
 
 
 

Rektor/Rektorin 
 

 

Schule Schüler/Klassen SchA Bes.Gr. Bemerkungen 

Grundschule Krombach-
Geiselbach 
(7598) 
Schulstraße 6 
63826 Geiselbach 
Tel.: 06024/630050 
Fax: 06024/633040 
eMail: info@grundschule-
krombach-geiselbach.de  

Schülerzahl: 128 
Klassenzahl: 7 

AB-L A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen  

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungspro-
gramm (ASV) 

- Jahrgangskombinierte 
Klassen 

http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/schulen/schulanzeiger
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/serv/download/downabt1/schulanzeiger/schulanzeiger.htm
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/service/amtliche_bekanntmachungen/schulanzeiger/index.html
https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/service/bekanntmachungen/schanz/index.html
https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/amtliche_bekanntmachung/schulanzeiger/index.html
https://www.regierung.niederbayern.bayern.de/aufgabenbereiche/4/schulanzeiger/index.php
https://www.regierung.schwaben.bayern.de/Aufgaben/Bereich_4/Schulanzeiger/Schulanzeiger.php?PFAD=/index.php
https://www.regierung.schwaben.bayern.de/Aufgaben/Bereich_4/Schulanzeiger/Schulanzeiger.php?PFAD=/index.php
mailto:info@grundschule-krombach-geiselbach.de
mailto:info@grundschule-krombach-geiselbach.de
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Grundschule Großostheim 
(7602) 
Mühlstr. 1 
63762 Großostheim 
Tel.: 06026/1056 
Fax: 06026/8491 
eMail:  
rektor@grundschule-
grossostheim.de 

Schülerzahl: 256 
Klassenzahl: 12 

AB-L A 14 - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen  

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungspro-
gramm (ASV) 

Grundschule Dammbach 
(7640) 
Frühlingstraße 10 
63874 Dammbach 
Tel.: 06092/7099 
Fax: 06092/5727 
eMail:  
verwaltung@schule- 
dammbach.de 
 
 

Schülerzahl: 69 
Klassenzahl: 4 

AB-L A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen  

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungspro-
gramm (ASV) 

- Jahrgangskombinierte 
Klassen 

 

 

 

Konrektor/Konrektorin 
 

 

Schule Schüler/Klassen SchA Bes.Gr. Bemerkungen 

Astrid-Lindgren-Grund-
schule Hösbach 
(7610) 
Jahnstr. 1-3 
63768 Hösbach 
Tel.: 06021/5003-810 
Fax: 06021/5003-811 
eMail: sekretariat.gs@ 
schulen-hoesbach.de  

Schülerzahl: 255 
Klassenzahl: 12 

AB-L A13+AZ - Befähigung für das Lehr-
amt an Volks- oder Grund-
schulen  

- mehrjährige und aktuelle 
Erfahrungen in der Grund-
schule 

- Fundierte EDV-Kenntnisse; 
Bereitschaft zur Arbeit mit 
dem Schulverwaltungspro-
gramm (ASV) 

 

 

Hinweise für die Bewerberinnen und Bewerber: 
 
Soweit für die Funktionsstelle sowohl Bewerbungen von Versetzungsbewerberinnen bzw. -bewerbern 
(Personen, die das statusrechtliche Amt bereits inne haben) als auch von Beförderungsbewerberinnen 
bzw. -bewerbern vorliegen, wird die Regierung von Unterfranken über Versetzungsanträge vorab ent-
scheiden, so dass es zu einem Abbruch des Auswahlverfahrens kommen kann. 
 
Auf die Voraussetzungen der "Richtlinien für die Beförderung von Lehrkräften und Förderlehrkräften 
an Volksschulen, Förderschulen und Schulen für Kranke", Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus vom 18.03.11, Az.: IV.5-5 P 7010.1-4.23 489, wird ausdrücklich 
verwiesen. Insbesondere die neben einer entsprechenden Verwendungseignung für die Übertragung 

mailto:rektor@grundschule-grossostheim.de
mailto:rektor@grundschule-grossostheim.de
mailto:verwaltung@schule-dammbach.de
mailto:verwaltung@schule-dammbach.de
mailto:sekretariat.gs@schulen-hoesbach.de
mailto:sekretariat.gs@schulen-hoesbach.de
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einer Funktion als Schulleiter/-in und Schulleitungsstellvertreter/-in erforderlichen Bewertungsstufen in 
der letzten dienstlichen Beurteilung entnehmen Sie bitte diesen Beförderungsrichtlinien. 
 
Sofern auf der Grundlage allein von dienstlichen Beurteilungen eine Auswahlentscheidung nicht mög-
lich ist, können ergänzend strukturierte Interviews durch eine Auswahlkommission durchgeführt wer-
den. 
 
Die Regierung strebt eine Erhöhung des Frauenanteils in Leitungsfunktionen an. Es wird deshalb be-
grüßt, wenn sich Frauen bewerben. Auf das Antragsrecht zur Beteiligung der Gleichstellungsbeauf-
tragten wird hingewiesen (Art. 18 Abs. 3 BayGlG). 
 
Die Stellen sind für die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet. Schwerbehinderte wer-
den bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt 
berücksichtigt. 
 
Richtet sich die Zuordnung des Amtes zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, kann der/die 
erfolgreiche Bewerber/-in zum maßgeblichen Beförderungszeitpunkt nur dann befördert werden, wenn 
diese Schülerzahl zum Zeitpunkt der Beförderung im nach den Beförderungsrichtlinien erforderlichen 
Umfang gesichert ist. 
 
Die Beförderungen in die ausgeschriebenen Ämter können erst vorgenommen werden, wenn eine 
freie und besetzbare Planstelle vorhanden ist. Freiwerdende Planstellen dürfen vor Ablauf einer Wie-
derbesetzungssperre nicht für Beförderungen in Anspruch genommen werden. Funktionsinhaber, die 
in die Freistellungsphase der Altersteilzeit wechseln, besetzen bis zur Versetzung in den Ruhestand 
ihre Planstelle. Anschließend ist noch die Wiederbesetzungssperre zu berücksichtigen. Die Verlänge-
rung der Planstellensperre, die sich durch die Altersteilzeit ergibt, wird aus Gründen der Gleichbe-
handlung auf alle Funktionsträger verteilt, unabhängig davon, ob die Funktion wegen Altersteilzeit o-
der aus sonstigen Gründen (z. B. gesetzlicher Ruhestand, Versetzung) neu zu besetzen war. 
 
Dadurch verlängert sich die Beförderungswartezeit für alle freigewordenen Funktionsstellen über die 
gesetzliche Wiederbesetzungssperre von 3 Monaten hinaus. 
 
Eine Teilzeitbeschäftigung ist bei Schulleitern/Schulleiterinnen nur mit einer Ermäßigung der Unter-
richtspflichtzeit bis zu 4 Stunden, bei Schulleiterstellvertretern/Schulleiterstellvertreterinnen nur bis zu 
6 Wochenstunden möglich; während einer Elternzeit ist die Reduzierung auf 3/4 der vollen Unter-
richtspflichtzeit möglich. Bei Lehrkräften, die sich in der Ausgleichsphase des verpflichtenden Arbeits-
zeitkontos befinden, verringert sich die mögliche Ermäßigung durch Teilzeit um 1 Stunde. Lehrkräfte 
mit einer umfangreicheren Ermäßigung der Unterrichtspflichtzeit können nur dann berücksichtigt wer-
den, wenn sie eine Erklärung abgeben, dass sie im Falle einer erfolgreichen Bewerbung einen Antrag 
auf Beendigung der Teilzeitbeschäftigung oder einen entsprechend geänderten Antrag auf Teilzeitbe-
schäftigung stellen. 
 
Die Regierung verweist auf die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus vom 19.12.06 (KWMBl I Nr. 2/2007; Veröffentlichung im Amtl. Schulanzeiger 3/2007, noch-
mals 11/2008), die am 01.08.08 in Kraft getreten ist. Als Nachweis der pädagogischen Qualifikation 
von Schulleiterinnen und Schulleitern ist die Vorqualifikation (Modul A des Ausbildungscurriculums) 
vor der Beförderung zu absolvieren. Das Portfolio zum Modul A (Liste der besuchten führungsrelevan-
ten Fortbildungen samt Teilnahmenachweisen) wird ab dem 01.08.09 eingefordert und ist, wenn be-
reits absolviert, den Bewerbungsunterlagen beizufügen. 
 
Die Berücksichtigung der Bewerbung einer Lehrkraft um eine Funktion in der Schulleitung ist ausge-
schlossen, wenn ein Angehöriger i.S. des Art. 20 Abs. 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(u. a. Ehegatten, Verlobte, Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, auch geschiedene Ehegat-
ten) an der betreffenden Schule tätig ist, es sei denn, er erklärt sich ggf. mit der Wegversetzung von 
der Schule einverstanden. Falls ein Angehöriger in diesem Sinne an der Schule beschäftigt ist, für die 
eine Bewerbung abgegeben wird, ist dies in der Bewerbung unter Angabe des Angehörigkeitsverhält-
nisses schriftlich mitzuteilen. 
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Es wird erwartet, dass der Schulleiter/die Schulleiterin die Wohnung am Schulort oder in angemesse-
ner Umgebung nimmt.  
 
Termine: 
 
Vorlage der Gesuche 
beim Staatlichen Schulamt des Bewerbers/der Bewerberin: 05.11.2021 
bei dem für die ausgeschriebene Stelle zuständigen Staatlichen Schulamt: 12.11.2021 
bei der Regierung von Unterfranken: 18.11.2021 
 
Umzugskostenvergütung nach Art. 4 Abs. 1 des Bayerischen Umzugskostengesetzes i. d. F. der Bek. 
vom 24.06.2005 (GVBl S. 192) kann nur gewährt werden, wenn die Gewährung der Umzugskosten-
vergütung vor Durchführung des Umzugs schriftlich zugesagt worden ist. 
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Veröffentlichungen und Bekanntmachungen 
 
 
 
 
2230.1.1.1.1.0-K 
 
Alltagskompetenzen – Schule fürs Leben 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 27. August 2021, 
Az. VII.3-BS4400-6a.79 344 
 
1Die Stärkung des Lebenswelt- und Praxisbezugs ist ein zentraler Auftrag an die schulische Bildung. 
2Ein wichtiger Beitrag auf dem Weg der jungen Menschen ins Erwachsenenalter ist die Förderung der 
Alltagskompetenzen. 3Sie umfassen die Kompetenzen, die im Privat- und im Erwerbsleben benötigt 
werden, um das eigene Leben selbständig und sinnvoll zu gestalten. 4Dabei haben die Themen der 
Ernährungs- und Gesundheitsbildung, der Verbraucherbildung (einschließlich Finanzkompetenz), der 
Lebensvorsorge sowie einer umweltbewussten und nachhaltigen Lebensführung besondere Bedeu-
tung. 5Kompetenter Umgang mit digitalen Medien und Anwendungen ist hierbei nicht mehr wegzuden-
ken. 
 
6Auch in der Folge der Neufassung der schulischen Bildungs- und Erziehungsziele in Art. 2 Abs. 1 
BayEUG als „Verantwortungsbewusstsein für die Umwelt und Verständnis für die Zusammenhänge 
nachhaltiger Entwicklung, gesunder Ernährung und verantwortungsvoller landwirtschaftlicher Erzeu-
gung“ im Zusammenhang mit dem Zweiten Gesetz zugunsten der Artenvielfalt und Naturschönheit in 
Bayern (Gesamtgesellschaftliches Artenschutzgesetz – Versöhnungsgesetz) strebt das Staatsministe-
rium für Unterricht und Kultus an allen Schularten eine noch umfassendere Verankerung dieses The-
menkomplexes im Schulleben an. 
 
7Durch die neue Dachmarke „Schule fürs Leben“ wird der weitgespannte Themenbereich sichtbar, 
wirksam und nachhaltig akzentuiert. 
 
1. Ziele und Inhalte des Konzepts „Schule fürs Leben“ 
 

1Bayerische Schülerinnen und Schüler sollen in der Lage sein, ihr Leben selbstbestimmt in die 
Hand zu nehmen. 2Deshalb sind bereits jetzt Alltagskompetenzen in den Fachlehrplänen der 
Schularten breit verankert. 
 
3Das Konzept „Schule fürs Leben“ zielt darauf ab, über Praxiswochen bzw. Praxismodule den 
Lebensweltbezug im schulischen Alltag deutlich zu stärken und selbstverständlich werden zu 
lassen. 4Dabei arbeitet die gesamte Schulfamilie fächerübergreifend und auch mit qualifizierten 
externen Partnern zusammen. 
 
5Inhaltlich umfasst es den gesamten Bereich der Alltagskompetenzen und Lebensökonomie mit 
den Handlungsfeldern Ernährung, Gesundheit, Selbstbestimmtes Verbraucherverhalten, Um-
weltverhalten, Haushaltsführung sowie Digital handeln. 
 
6Die „Schule fürs Leben“ wird an den Grundschulen, Förderschulen, Mittelschulen, Wirtschafts-
schulen, Realschulen sowie an den Gymnasien und von den Schulen besonderer Art umge-
setzt. 

 
2. Umsetzung 
 

1Die Schülerinnen und Schüler nehmen in den Jahrgangsstufen 1 bis 4 sowie in den Jahrgangs-
stufen 5 bis 9 an jeweils einer Projektwoche teil. 2Die Umsetzung in Form von Projektwochen ist 
für öffentliche Schulen verbindlich; die Entscheidung, in welcher Jahrgangsstufe bzw. für wel-
che Klasse eine Projektwoche durchgeführt wird, erfolgt durch die Schule.  
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3Die Projektwochen sind im Regelfall jeweils als fünftägiger Block oder im Rahmen mehrtägiger 
Projektmodule umzusetzen. 4Eine Umsetzung in Form von Einzelprojekttagen wird als weniger 
zielführend erachtet. 5Die Projektwochen bzw. die Projektmodule werden idealerweise dauer-
haft in einer bestimmten Jahrgangsstufe angesiedelt, so dass jede neue Jahrgangsstufenko-
horte der Schülerinnen und Schüler die für das Projekt festgelegte Jahrgangsstufe einmal 
durchläuft. 
 
6Eine Verknüpfung der Handlungsfelder ist der Normalfall. 7Die Schulen haben bei der eigen-
verantwortlichen Umsetzung ein hohes Maß an Flexibilität, um die Integration in den schuli-
schen Alltag und die Terminabstimmung mit externen Partnern zu erleichtern. 
 
8Bei der Durchführung der Projektwochen empfiehlt sich die Einbeziehung qualifizierter externer 
Expertinnen und Experten und außerschulischer Lernorte, z. B. in Form von Kooperationen mit 
Bauernhöfen, Initiativen für Nachhaltigkeit und Umweltschutz oder Aktionen zur Gesundheitser-
ziehung. 9Dabei können Programme wie beispielsweise „Erlebnis Bauernhof“, „Landfrauen ma-
chen Schule“, „Ernährung macht Schule“, „Wissen wie’s wächst und schmeckt“, „Partnerschule 
Verbraucherbildung“, „Umweltschule in Europa“ oder „Landesprogramm für die gute, gesunde 
Schule Bayern“ eingebunden werden. 
 
10Hinweise und Empfehlungen zur Umsetzung sowie Linklisten zu möglichen Partnern und Ex-
kursionsorten finden sich auf der Homepage des Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungs-
forschung (ISB) unter: Alltagskompetenz – ISB. 
 
11Nach einer Projektwoche bzw. nach einem Projektmodul erhalten die Schülerinnen und Schü-
ler eine Teilnahmebestätigung in Form eines Zertifikats. 12Um die Erstellung zu erleichtern, wird 
ein Bericht in ASV eingestellt. 

 
3. Finanzielle Unterstützung 
 

1Für die im Rahmen der Projektwochen durchgeführten Aktivitäten werden den Schulen staatli-
che Mittel zur Verfügung gestellt. 2Diese sind vorgesehen für Honorare externer Partner und 
Fachkräfte, für Fahrkosten für Schülerinnen und Schüler zu außerschulischen Lernorten im 
Rahmen von Unterrichtsgängen und Exkursionen sowie für Sachkosten (Materialien, Lebens-
mittel etc.). 3Das Budget der Schulen wird bei den jeweiligen Regierungen verwaltet. 4Das 
Budget der Einzelschule pro Schuljahr ergibt sich rechnerisch aus der Zahl der Klassen in den 
Jahrgangsstufen 1 bis 9 multipliziert mit 100 Euro. 5Über die Mittelverwendung entscheidet die 
Schulleitung. 
 
6Staatliche Schulen reichen die Rechnungen bei der zuständigen Regierung ein; Einzelheiten 
zum Verfahren werden gesondert geregelt. 
 
7Kommunale und private Schulen stellen bei der zuständigen Regierung einen Antrag auf Zu-
wendung. 8Näheres enthält die „Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen im Rahmen des Kon-
zepts ‚Alltagskompetenzen – Schule fürs Leben‘ an kommunalen Schulen und an privaten Er-
satzschulen (SchufL-R)“, abrufbar unter: https://www.km.bayern.de/schulefuersleben. 9Die För-
derung von Maßnahmen im Rahmen der „Schule fürs Leben“ an den kommunalen Schulen so-
wie den privaten Schulen im Zuständigkeitsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus erfolgt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Best-
immungen (insbesondere Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) und der 
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie Art. 48, 49 und 49a des Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG)). 10Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel. 

  

https://www.km.bayern.de/schulefuersleben
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4. Monitoring 
 

Die Einführung des Konzepts „Schule fürs Leben“ wird vom Staatsinstitut für Schulqualität und 
Bildungsforschung (ISB) begleitet und ausgewertet. 

 
5. Inkrafttreten 
 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. September 2021 in Kraft. 
 
Adolf  P r ä b s t 
Ministerialdirigent 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 705) 
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2230.7-K 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Verbesserung des Infektionsschutzes für 
die Betreuung von Kindern unter 12 Jahren in Schulen sowie in der Kindertagesbetreuung und 
in den Heilpädagogischen Tagesstätten der Jugend- und Behindertenhilfe (VISKu12-R) 
 
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für 
Familie, Arbeit und Soziales vom 30. September 2021, Az. II.6-BO4161.0/46 und V1/0022-1/1 965 
 
1Gemeinsames Ziel von Bund und Freistaat ist es, den Präsenzunterricht an den Schulen und die Kin-
derbetreuung mit geeignetem Infektionsschutz aufrecht zu erhalten. 2Dem infektionsschutzgerechten 
Lüften kommt nach wie vor enorme Bedeutung zu, um die Corona-Virenlast und damit die Anste-
ckungsgefahr in Gebäudeinnenräumen durch regelmäßige Frischluftzufuhr zu verringern. 3Besonderer 
Handlungsbedarf besteht aus Sicht des Bundes vor allem bei den gemeinschaftlich von Kindern, Er-
ziehenden oder Lehrkräften genutzten Räumen mit nur eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit in Ein-
richtungen für Kinder unter 12 Jahren, da dieser Personengruppe derzeit kein Impfangebot gemacht 
werden kann. 4Auf der Grundlage der Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und dem Frei-
staat Bayern über die „Gewährung einer finanziellen Beteiligung des Bundes zur Verbesserung des 
Infektionsschutzes in Schulen und Kindertageseinrichtungen (VV Mobile Luftreiniger 2021)“ gewähren 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus und das Bayerische Staatsministerium für 
Familie, Arbeit und Soziales (Staatsministerien) ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel Zuwendungen zu den Kosten für mobile Luftreinigungsgeräte in Schulen, Kinderta-
geseinrichtungen (Kita), Großtagespflegestellen (GTP) und Heilpädagogischen Tagesstätten (HPT), in 
denen Kinder unter 12 Jahren betreut werden. 5Für die Förderung gelten die nachstehende Richtlinie 
und die allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere Art. 23 und 44 der Bayeri-
schen Haushaltsordnung (BayHO) und die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie Art. 
48, 49 und 49a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). 
 
1. Zweck der Förderung 
 

Als effektive Maßnahme im Kontext der Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte werden die 
kommunalen und privaten Schulaufwandsträger sowie die Kommunen und Einrichtungsträ-
ger bei der Beschaffung mobiler Luftreinigungsgeräte als eine Maßnahme des infektions-
schutzgerechten Lüftens in den Schulen, Kitas, GTP und HPT finanziell unterstützt. 

 
2. Gegenstand der Förderung 
 

1Zuwendungsfähig nach dieser Richtlinie ist die Beschaffung, Inbetriebnahme und bzw. oder 
Wartung von mobilen Luftreinigungsgeräten mit Filter-, UV-C- oder Ionisations- und Plasma-
technologie für Klassen- und Fachräume mit eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit in allge-
meinbildenden Schulen, in denen Kinder unter 12 Jahren betreut werden, sowie für Grup-
pen- und Funktionsräume mit eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit in Kitas und GTP; für 
HPT ist die Beschaffung für Gruppen- und Funktionsräume mit eingeschränkter Lüftungs-
möglichkeit, die ausschließlich durch die HPT genutzt werden, zuwendungsfähig. 2Werden in 
einer allgemeinbildenden Schule oder in einer HPT der Behindertenhilfe zusätzlich Kinder 
über 12 Jahren betreut, können Förderanträge für sämtliche Klassen- und Fachräume mit 
eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit gestellt werden. 3Räume mit eingeschränkter Lüftungs-
möglichkeit entsprechen in der maßgeblichen Kategorisierung des Umweltbundesamts (Lüf-
tung, Lüftungsanlagen und mobile Luftreiniger an Schulen | Umweltbundesamt) der Katego-
rie 2. 4Eine eingeschränkte Lüftungsmöglichkeit ist insbesondere anzunehmen für Räume 
ohne stationäre raumlufttechnische Anlage mit Frischluftzufuhr, in denen die Fenster nur 
kippbar und/oder nur Lüftungsklappen mit minimalem Querschnitt vorhanden sind. 5Gleiches 
gilt für Räume an Förderschulen in den Förderschwerpunkten körperliche und motorische 
Entwicklung, geistige Entwicklung, Sehen sowie Hören, in denen eine Fensterlüftung auf-
grund der erhöhten Vulnerabilität der Schülerinnen und Schüler besonders erschwert ist, so-
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wie in Kitas, wenn die Lüftungsmöglichkeit aus Gründen der Verkehrssicherheit einge-
schränkt ist. 6Nicht zuwendungsfähig sind Maßnahmen betreffend fest installierter zentraler 
und dezentraler Raumlufttechnischer Anlagen (RLT-Anlagen) sowie Eigenbaumodelle. 

 
3. Zuwendungsempfänger 
 

1Zuwendungsempfänger für die Maßnahmen für Schulen sowie schulvorbereitende Einrich-
tungen sind kommunale Schulaufwandsträger öffentlicher Grundschulen, Mittelschulen, För-
derschulen (Grundschul- und Mittelschulstufe), Realschulen, Realschulen zur sonderpäda-
gogischen Förderung, Gymnasien, Schulen für Kranke und Schulen besonderer Art sowie 
Träger staatlich genehmigter und anerkannter allgemeinbildender Ersatzschulen der ge-
nannten Schularten in Bayern (Schulaufwandsträger). 2Zuwendungsempfänger für Maßnah-
men für Kitas oder GTP sind die Gemeinden. 3Soweit die Gemeinden nicht zentral Gegen-
stände im Sinne der Nr. 2 für die Kita und GTP beschaffen, leiten sie die Fördermittel an frei-
gemeinnützige oder sonstige Träger oder GTP weiter, sofern diese eine Maßnahme im 
Sinne dieser Richtlinie durchführen. 4Im Falle einer Weiterleitung sind die Zuwendungsvo-
raussetzungen der Nr. 4 zwingend einzuhalten. 5Die Weiterleitung muss den Anforderungen 
der VV Nrn. 13 und 14 zu Art. 44 BayHO entsprechen. 6Die Finanzhilfen werden trägerneut-
ral weitergeleitet. 7Zuwendungsempfänger für Maßnahmen für HPT sind die jeweiligen Ein-
richtungsträger. 

 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 Technische Anforderungen für mobile Luftreinigungsgeräte 
 
4.1.1 Allgemeine Anforderungen 
 

1Die Geräte müssen mit Filtertechnologie, UV-C-Technologie, Ionisations- und Plasmatech-
nologie oder Kombinationen aus diesen Technologien arbeiten. 2Andere Technologien sind 
nicht förderfähig (vgl. insoweit die Mindestkriterien des Vereins Deutscher Ingenieure e. V. 
(VDI), https://www.vdi.de/news/detail/anforderungen-an-mobile-luftreiniger). 3Für alle Tech-
nologien ist unter Berücksichtigung der Raumgegebenheiten (Raumvolumen, Luftführung 
und Luftströmungen im Raum) der Aufstellungsort im Raum sorgfältig zu planen und umzu-
setzen. 4Bei der Beschaffung wird generell empfohlen, eine Fachfirma beizuziehen, die die 
Eignung der Geräte für die konkreten Klassen- und Fachräume prüft und bestätigt. 5Die 
fachgerechte Verwendung durch Einweisung und die Wartung der Geräte sind zu gewähr-
leisten. 6Die Geräte müssen zudem den einschlägigen Rechtsvorschriften für ihre Bereitstel-
lung auf dem Markt entsprechen (insbesondere dem Produktsicherheitsgesetz). 
 
7Folgende technische Standards gelten unabhängig von der eingesetzten Technologie und 
sind von den Geräten im Dauerbetrieb regelmäßig gleichzeitig zu erfüllen: 

 
- 1Der Luftdurchsatz muss in Abhängigkeit von der Raumgröße und der Anzahl der Perso-

nen im Raum einstellbar sein. 2Die Geräte sollen einen fünf- bis sechsfachen Luftdurch-
satz des Raumvolumens pro Stunde gewährleisten. 3Gegebenenfalls sind in größeren 
Räumen mehrere Geräte mit ausreichender Gesamtleistung einzusetzen. 
 

- Die Ansaug- und die Ausblasrichtung der durch das Luftreinigungsgerät hindurch geleite-
ten Luft sind so auszurichten, dass das Gerät einen wesentlichen Anteil der Mischluft im 
Raum ansaugt und als gereinigte Luft wieder in den Raum abgeben kann. 
 

- 1Der Schalldruckpegel muss im Normalbetrieb mit den Anforderungen an einen geordne-
ten Unterrichts- und Kitabetrieb vereinbar sein. 2Die Geräte dürfen im Dauerbetrieb einen 
Schalldruckpegel möglichst von 35 dB(A), jedenfalls aber von 40 dB(A) nicht überschrei-
ten. 
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4.1.2 Zusätzliche Anforderungen an Geräte mit Filtertechnologie 
 

1Die verwendeten Filter müssen dem Stand der Technik entsprechen, d. h. es muss sich um 
HEPA-Filter der Klasse H 13 (Abscheidegrad von 99,95 Prozent) oder der Klasse H 14 (Ab-
scheidegrad von 99,995 Prozent) nach der DIN EN 1822 handeln. 2Sollen Filter anderer 
Klassifizierung zum Einsatz kommen, ist ein überprüfbarer Nachweis der Hersteller über die 
mindestens gleiche Effektivität wie HEPA-Filter der Klasse H 13 erforderlich. 3Die Filter müs-
sen entweder regelmäßig ausgetauscht werden oder werden automatisch selbst gereinigt. 

 
4.1.3 Zusätzliche Anforderungen an Geräte mit UV-C-Technologie 
 

1Die Bestrahlung muss abgeschirmt und innenliegend erfolgen. 2Die Zuwendungsempfänger 
müssen sich von den Herstellern überprüfbare Nachweise zur Wirksamkeit geben lassen; 
dies gilt insbesondere für die notwendige Bestrahlungsintensität und die Verweildauer der 
virenbeladenen Aerosole innerhalb der bestrahlten Zone. 3Der Hersteller muss die Wirksam-
keit (Gewährleistung einer Mindestdosis bei Einmalpassage von 70 J/m², idealerweise min-
destens 100 J/m²) und Gerätesicherheit (u. a. darf keine messbare UV-Strahlung in zugäng-
lichen Bereichen nach außen dringen und es dürfen keine Nebenprodukte in solchen Men-
gen entstehen, dass sie für die Gesundheit bedenklich oder schädlich sind), möglichst auch 
beim Einsatz unter Realraumbedingungen wie in Klassenräumen, eindeutig und nachprüfbar 
belegen können. 

 
4.1.4 Zusätzliche Anforderungen an Geräte mit Ionisations- und Plasmatechnologie 
 

1Es muss sichergestellt sein, dass kein Ozon als unerwünschtes Nebenprodukt auch in den 
Innenraum gelangen kann. 2Der Zuwendungsempfänger muss sich von den Herstellern ne-
ben der Wirksamkeitsprüfung (vgl. Nr. 4.1.3) auch den Nachweis erbringen lassen, dass 
keine gesundheitsschädigenden Emissionen erzeugt werden. 

 
4.2 Anforderungen an die Wartung 
 

1Die betriebenen Geräte sind regelmäßig und fachkundig zu warten. 2Die jeweiligen Herstel-
lerangaben zur Wartung sind zu beachten. 3Ein Filterwechsel muss durch fachkundiges, ge-
schultes Personal nach Herstellerangaben durchgeführt werden. 

 
4.3 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen 
 

1Der Zuwendungsempfänger hat im Zuwendungsantrag zu bestätigen, dass die Anforderun-
gen nach Nr. 4.1 bzw. 4.2 eingehalten werden. 2Beim Einsatz von mobilen Luftreinigungsge-
räten ist zudem darauf zu achten, dass die Geräte keine Fluchtwege verstellen. 

 
5. Art und Umfang der Förderung, Zuwendungsfähige Ausgaben 
 
5.1 Art und Umfang der Förderung 
 

1Die Zuwendung wird gewährt als nicht rückzahlbarer Zuschuss bzw. Zuweisung zur Projekt-
förderung im Wege einer Anteilfinanzierung von bis zu 100 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben mit Höchstbetrag pro Ausgabenart gemäß Satz 2 und förderfähigem Raum im 
Sinn der Nr. 2. 2Der Höchstbetrag beläuft sich pro Raum für Beschaffungskosten auf 3 500 
Euro, für Kosten der Inbetriebnahme auf 200 Euro und für Wartungskosten auf 1 000 Euro. 
3Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung der Maßnahmen mit bis zu 50 Prozent der zu-
wendungsfähigen Ausgaben. 4Soweit die zuwendungsfähigen Ausgaben den jeweiligen 
Höchstbetrag nicht übersteigen, entfällt ein Mindesteigenanteil der Zuwendungsempfänger. 
5Die Förderung wird als Einmalzahlung gewährt. 6Eine Nachbewilligung von Fördermitteln ist 
nicht möglich. 
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5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 
 

1Gefördert werden folgende Ausgabenarten: 
 

- Beschaffungskosten (Kauf). 
 

- Kosten der Inbetriebnahme, d. h. für die erforderliche Ersteinweisung des Personals der 
Einrichtungen bzw. des Trägers in die Nutzung, Bedienung und ggf. Wartung der Geräte. 
 

- 1Wartungskosten, beispielsweise für Filterwechsel und den Kauf von Ersatzfiltern. 2Ab-
weichend von Nr. 7 sind davon auch Geräte umfasst, die außerhalb dieser Förderung in 
den Jahren 2020 und 2021 für Einrichtungen nach Nrn. 2 und 3 beschafft worden sind, 
soweit diese in Räumen im Sinn der Nr. 2 eingesetzt werden; Nr. 4.1 findet in diesen Fäl-
len keine Anwendung. 3Zuwendungen können gemäß Nr. 7.2 der VV zu Art. 44 BayHO 
nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie für fällige Zahlungen im Rahmen 
des Zuwendungszwecks benötigt werden. 

 
2Sonstige Personalkosten, Betriebs- und Verwaltungskosten werden nicht gefördert. 

 
6. Bewilligungsbehörden 
 

1Bewilligungsbehörden für Förderanträge für Schulen und schulvorbereitende Einrichtungen, 
für Anträge kreisfreier Städte für Kitas und GTP sowie für Anträge der Träger von HPT sind 
die Regierungen. 2Örtlich zuständig ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Zuwen-
dungsempfänger seinen Sitz hat. 3Bewilligungsbehörden für Anträge von kreisangehörigen 
Gemeinden für Kitas und GTP sind die Kreisverwaltungsbehörden. 

 
7. Bewilligungszeitraum, vorzeitiger Vorhabenbeginn 
 

1Gefördert werden Maßnahmen nach Nr. 2 und 4 dieser Richtlinie im Zeitraum vom 1. Mai 
2021 bis einschließlich 28. Februar 2022. 2Als Beschaffung gilt der Abschluss eines rechts-
verbindlichen Leistungs- und Lieferungsvertrages. 3Abweichend von Nr. 1.3 VV zu Art. 44 
BayHO wird der vorzeitige Vorhabenbeginn ab dem 1. Mai 2021 zugelassen. 4Planungs- und 
Beratungsleistungen gelten nicht als Vorhabenbeginn. 5Für Zuwendungen zu Wartungskos-
ten nach Nr. 5.2 gilt der Abschluss eines Wartungsvertrages bereits vor dem 1. Mai 2021 
nicht als Vorhabenbeginn. 

 
8. Antragstellung 
 
8.1 Antragsberechtigung und –inhalt 
 

1Antragsberechtigt sind die Zuwendungsempfänger nach Nr. 3. 2Für die Förderung ist ein 
Antrag nach dem in elektronischer Form von den Staatsministerien zur Verfügung gestellten 
Muster mit den nachfolgenden Unterlagen oder Erklärungen bei der jeweils zuständigen Be-
willigungsbehörde einzureichen: 

 
a) Gegenstand der erfolgten bzw. erfolgenden Beschaffung mit aufgegliederter Darstellung 

der für das Vorhaben geltend gemachten Ausgaben sowie der Kostenarten nach Nr. 5.2. 
 

b) Bestätigung über die Einhaltung der technischen Anforderungen nach Nr. 4.1 bzw. 4.2, 
ggf. durch entsprechende Herstellernachweise. 
 

c) Bestätigung, dass die Geräte in Räumen mit eingeschränkter Lüftungsmöglichkeit im 
Sinn der Nr. 2 eingesetzt werden. 
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d) Bezeichnung der Schule bzw. der Schulen im Zuständigkeitsbereich des Antragstellers 
unter Angabe der Schulnummer(n) und bzw. oder Benennung der Einrichtung(en), in der 
bzw. denen die Geräte eingesetzt werden (sollen), sowie die Anzahl und die Art der 
Räume, für die die Förderung beantragt wird. 
 

e) Erklärung des Zuwendungsempfängers, dass die vergaberechtlichen Vorgaben, soweit 
einschlägig, beim Ankauf der förderfähigen Geräte eingehalten wurden bzw. werden. 
 

f) Erklärung des Zuwendungsempfängers, ob bereits eine Förderung nach der Richtlinie zur 
Förderung von Investitionskosten für technische Maßnahmen zum infektionsschutzge-
rechten Lüften in Schulen – Neuauflage 2021 (FILS-R-N) vom 14. Juli 2021 (BayMBl. 
Nr. 499) oder der Richtlinie zur Förderung von Investitionskosten für technische Maßnah-
men zum infektionsschutzgerechten Lüften in der Kindertagesbetreuung und in den Heil-
pädagogischen Tagesstätten der Jugend- und Behindertenhilfe vom 14. Juli 2021 
(BayMBl. Nr. 500) beantragt wurde und in diesem Antrag auch Räume mit eingeschränk-
ter Lüftungsmöglichkeit im Sinn der Nr. 2 enthalten sind, bejahendenfalls mit Angabe der 
Anzahl der Räume, sowie Einverständnis zur Umdeutung des Antrags für diese Räume 
als Förderantrag nach dieser Richtlinie. 
 

g) Erklärung des Zuwendungsempfängers, dass für das Vorhaben keine weiteren öffentli-
chen Zuwendungen im Sinn der Nr. 10 beantragt oder bewilligt wurden. 
 

h) Zustimmung des Zuwendungsempfängers zur elektronischen Bekanntgabe der Zuwen-
dungsbescheide sowie zur einfach elektronischen Kommunikation im Sinne des Art. 3a 
Abs. 1 BayVwVfG. 

 
8.2 Antragsfrist 
 

Förderanträge sind mit dem elektronisch bereitgestellten Antragsformular elektronisch spä-
testens bis zum Ablauf des 30. November 2021 (Ausschlussfrist) bei der jeweils zuständigen 
Bewilligungsbehörde einzureichen. 

 
8.3 Bewilligung, Auszahlung 
 

1Die Bewilligungsbehörden müssen die Fördermittel bis zum 31. Dezember 2021 an die Zu-
wendungsempfänger per Zuwendungsbescheid bewilligen. 2In den Bewilligungsbescheiden 
bzw. gegenüber dem Letztempfänger ist angemessen zum Ausdruck zu bringen, dass die 
Förderung mit finanzieller Beteiligung des Bundes und des Landes erfolgt. 3Die Bewilligung 
erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs der vollständigen Anträge bei den Bewilligungsbe-
hörden im Rahmen der zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel. 4Die gewährte Förderung 
ist bis spätestens zum 30. April 2022 an die Zuwendungsempfänger auszuzahlen. 

 
8.4 Anwendung der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
 

1Gemäß VV Nr. 5.1 Satz 2 zu Art. 44 BayHO gelten für kommunale Antragsteller die  
ANBest-K und für sonstige Antragsteller die ANBest-P. 2Die allgemeinen Rechtsvorschriften, 
insbesondere zur Rücknahme und Widerruf begünstigender Verwaltungsakte nach dem 
BayVwVfG, bleiben unberührt. 

 
9. Zweckbindungsfrist 
 

Die mobilen Luftreinigungsgeräte sind für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren ab In-
betriebnahme dem Zuwendungszweck entsprechend zu verwenden (Zweckbindungsfrist). 
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10. Mehrfachförderung 
 

1Die Förderung nach dieser Richtlinie erfolgt sowohl aus Bundes- als auch aus Landesmit-
teln. 2Darüber hinaus sind Doppelförderungen unzulässig (Kumulierungsverbot). 3Eine För-
derung von Räumen im Sinn der Nr. 2 erfolgt ausschließlich nach dieser Richtlinie; soweit für 
diese Räume bereits eine Förderung für die Beschaffung mobiler Luftreinigungsgeräte nach 
der Richtlinie zur Förderung von Investitionskosten für technische Maßnahmen zum infekti-
onsschutzgerechten Lüften in Schulen – Neuauflage 2021 (FILS-R-N) vom 14. Juli 2021 
(BayMBl. Nr. 499) oder der Richtlinie zur Förderung von Investitionskosten für technische 
Maßnahmen zum infektionsschutzgerechten Lüften in der Kindertagesbetreuung und in den 
Heilpädagogischen Tagesstätten der Jugend- und Behindertenhilfe vom 14. Juli 2021 
(BayMBl. Nr. 500) beantragt wurde, gilt dies für diese Räume als Antrag nach dieser Richtli-
nie. 4Ausgaben, die nach dieser Richtlinie gefördert werden, können nicht als notwendige 
Ausgaben im Rahmen der Leistungen nach dem Bayerischen Schulfinanzierungsgesetz 
(BaySchFG) und vergleichbaren Leistungen geltend gemacht werden; die Refinanzierung 
des Eigenanteils nach Art. 34 und Art. 34a BaySchFG bleibt hiervon unberührt. 5Budgetierte 
und (teil-)pauschalierte Leistungen für den Schulaufwand nach Maßgabe des BaySchFG 
stehen einer Förderung einer einzelnen Maßnahme nach dieser Richtlinie nicht entgegen. 

 
11. Verwendungsnachweis, Belegaufbewahrung 
 

1Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel ist durch einen einfachen Verwendungs-
nachweis (ohne Vorlage von Belegen) nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO zu dokumentieren. 
2Abweichend von Nr. 6.1 der ANBest-K ist die Verwendung der Zuwendung einheitlich inner-
halb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch sechs 
Monate nach Ablauf des Bewilligungszeitraums nachzuweisen. 3Die Belege sind von den 
Zuwendungsempfängern fünf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren (Nr. 6.3 ANBest-P, 
Nr. 6.4. ANBest-K). 

 
12. Monitoring 
 

Die Bewilligungsstellen haben den Staatsministerien auch zu Zwecken der Erfolgskontrolle 
entsprechend der festgesetzten Fristen und Inhalte Aufstellungen über die bewilligten Maß-
nahmen vorzulegen, aus denen sich die zweckentsprechende Verwendung ergibt. 

 
13. Prüfungsrecht 
 

1Das Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes gemäß §§ 91, 100 der Bundeshaushalts-
ordnung bleibt unberührt. 2Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den 
Empfängern Prüfungen gemäß Art. 91 BayHO durchzuführen. 3Den Staatsministerien sowie 
den Bewilligungsstellen sind von den Empfängern auf Verlangen erforderliche Auskünfte zu 
erteilen, Einsicht in Bücher und Unterlagen sowie Prüfungen zu gestatten. 

 
14. Datenschutz 
 

1Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind die datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen, insbesondere die Verordnung (EU) 2016/679 (EU-Datenschutzgrundverordnung – 
DSGVO) einzuhalten. 2Die Bewilligungsbehörde ist Verantwortliche im Sinne von Art. 4 Nr. 7 
DSGVO. 3Die Verpflichtungen aus der DSGVO (insbesondere die Betroffenenrechte und die 
Informationspflichten gemäß Art. 13 f. DSGVO) werden durch die Bewilligungsbehörde er-
füllt. 
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15. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2022 außer Kraft. 

 
Stefan  G r a f    Dr. Markus  G r u b e r 
Ministerialdirektor   Ministerialdirektor 
  
 
(BayMBl. 2021 Nr. 712) 
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2239-K 
 
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept zu außerschulischen Bildungsangeboten der beruflichen 
Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie der Erwachsenenbildung 
 
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für 
Gesundheit und Pflege vom 4. Oktober 2021, Az. VII.5-BS1701-0/142 und G54-G8390-2021/5063-30 
 
1Für Veranstaltungen im Rahmen der o. g. Bildungseinrichtungen sind folgende Hygieneanforderun-
gen aufgrund der Vorgaben der 14. BayIfSMV oder der jeweils geltenden Folgeverordnung zur Ver-
meidung von COVID-19-Infektionen zwingend zu beachten. 
 
2Die Regelungen der jeweils gültigen BayIfSMV, einschlägiger Allgemein- und ggfs. Einzelverfügun-
gen sind zu beachten und gehen im Zweifelsfall diesem Hygienekonzept vor. 
 
1. Generelle Sicherheits- und Hygieneregeln 
 
1.1 1Von der Teilnahme an den Veranstaltungen sind folgende Personen ausgeschlossen: 
 

a) Personen mit nachgewiesener SARS-CoV-2-Infektion, 
 

b) Personen, die einer Quarantänemaßnahme unterliegen, 
 

c) Personen mit COVID-19 assoziierten Symptomen (akute, unspezifische Allgemeinsymp-
tome, Geruchs- und Geschmackverlust, respiratorische Symptome jeder Schwere). 

 
2Die Teilnehmenden sind vorab in geeigneter Weise über diese Ausschlusskriterien zu informie-
ren (z. B. durch Aushang, vorab elektronisch). 

 
1.2 Die Einhaltung eines Mindestabstands von mindestens 1,5 m zwischen den teilnehmenden Per-

sonen vor, während und nach der Veranstaltung ist zu empfehlen. 
 

1.3 1Bei Veranstaltungen in geschlossenen Räumen besteht grundsätzlich Maskenpflicht (mindes-
tens „OP-Maske“). 2An einem festen Sitz-, Steh- oder Arbeitsplatz darf die Maske abgenommen 
werden, soweit zuverlässig ein Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Personen, die nicht dem 
eigenen Hausstand angehören, gewahrt wird. 
 

1.4 1Die Einrichtung erstellt ein individuelles Infektionsschutzkonzept. 
 

2Dabei sind u. a. folgende Vorgaben zu beachten: 
 

a) Es sind geeignete Regeln für die Benutzung der Veranstaltungsräume und der allgemein zu-
gänglichen Begegnungsflächen wie Flure und Treppen zu entwickeln. 
 

b) Die Räume und benutzten Gegenstände sind regelmäßig zu reinigen. 
 

c) Es sind geeignete Regeln für die Benutzung der Sanitäranlagen zu entwickeln, die gewähr-
leisten, dass auch in sanitären Anlagen der empfohlene Mindestabstand eingehalten werden 
kann und diese mit geeigneten Mitteln sowie in geeigneten Reinigungsintervallen, abhängig 
von der Anzahl der Veranstaltungen und Teilnehmenden, gereinigt werden. 
 

d) Teilnehmenden und Mitarbeitenden werden ausreichend Waschgelegenheiten, Flüssigseife, 
Einmalhandtücher oder funktionstüchtige Endlostuchrollen und ggf. Händedesinfektionsmit-
tel (Wirkbereich mindestens „begrenzt viruzid“) bereitgestellt und sie sind durch Aushänge 
auf die regelmäßige Händehygiene hinzuweisen. 
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e) Sanitäre Einrichtungen sind mit Seifenspendern und Einmalhandtüchern oder funktionstüch-
tigen Endlostuchrollen auszustatten. 
 

f) 1Haartrockner dürfen benutzt werden, wenn der Abstand zwischen den Geräten mindestens 
2 m beträgt. 2Die Griffe der Haartrockner müssen regelmäßig desinfiziert werden. 
 

g) Jetstream-Geräte sind erlaubt, soweit diese mit einer HEPA-Filterung ausgestattet sind. 
 

h) 1Das Infektionsschutzkonzept hat für alle geschlossenen Räumlichkeiten zwingend ein Lüf-
tungskonzept zu enthalten. 2Zur Gewährleistung eines regelmäßigen und aus Sicht des In-
fektionsschutzes ausreichenden Luftaustausches ist die Lüftungsfrequenz abhängig von der 
Raumgröße, Personenbelegung und Nutzung (z. B. Tätigkeiten mit erhöhter Aerosolbildung) 
zu berücksichtigen. 3Sicherzustellen sind die für ein infektionsschutzgerechtes Lüften not-
wendigen Luftwechselraten. 4Bei eventuell vorhandenen Lüftungsanlagen und Raumlufttech-
nischen Anlagen (RLT-Anlagen) ist sicherzustellen, dass diese infektionsschutzgerecht be-
trieben werden. 5Die optimale Funktionsfähigkeit des Lüftungssystems insbesondere im Hin-
blick auf die Zuführung von einem möglichst hohen Anteil an (Außen-)Frischluft während des 
Betriebs und die Wirksamkeit und Pflege von Filteranlagen ist zu gewährleisten. 6Verwiesen 
wird auf diesbezügliche Empfehlungen des Umweltbundesamtes (UBA) und der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA). 7Es sind die jeweils aktuellen Empfehlun-
gen zu berücksichtigen. 8Ergänzend können Luftreinigungsgeräte zum Einsatz kommen. 
9Diese ersetzen aber keineswegs das infektionsschutzgerechte Lüften. 
 

1.5 Bei gastronomischen Angeboten ist das Rahmenkonzept Gastronomie zu beachten. 
 

1.6 Bei Veranstaltungen mit Übernachtung sind im Beherbergungsbetrieb die Rahmenkonzepte Be-
herbergung und ggf. Touristische Dienstleister zu beachten. 
 

1.7 Für Gesundheitsbildungskurse ist das Rahmenkonzept Sport zu beachten. 
 

2. Testungen, Organisation, Testnachweise, Ausnahmen 
 
2.1 Testungen 
 

1Testabhängige Angebote können von den Teilnehmenden nur unter Vorlage eines Testnach-
weises wahrgenommen werden. 2Sehen die infektionsschutzrechtlichen Regelungen 
(BayIfSMV) einen Testnachweis für die Inanspruchnahme des Angebots vor, sind die entspre-
chenden Vorgaben hinsichtlich der zulässigen Testverfahren umzusetzen. 3Dabei dürfen nur 
zugelassene Produkte zur Anwendung kommen, die definierte Standards erfüllen (siehe die In-
formationen des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte, BfArM). 4Zu möglichen 
Ausnahmen von etwaigen Testerfordernissen wird auf die jeweils aktuell geltenden infektions-
schutzrechtlichen Vorgaben verwiesen. 
 
5Ein Testnachweis kann ausgestellt werden, wenn dafür zugelassene In-vitro-Diagnostika zur 
Anwendung kommen und die Testung 

 
a) vor Ort unter Aufsicht desjenigen stattfindet, der der jeweiligen Schutzmaßnahme unterwor-

fen ist, 
 

b) im Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal, das 
die dafür erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt, erfolgt oder 
 

c) von einem Leistungserbringer nach § 6 Abs. 1 der Coronavirus-Testverordnung (TestV) vor-
genommen oder überwacht wurde. 
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6Zur Gestaltung und Gültigkeit der anerkannten Testnachweise gelten die jeweils aktuellen bun-
des- oder landesrechtlichen Vorgaben. 7Nach den aktuell in Bayern geltenden infektionsschutz-
rechtlichen Vorgaben ist ein schriftlicher oder elektronischer negativer Testnachweis hinsichtlich 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 aufgrund 

 
- eines PCR-Tests, PoC-PCR-Tests oder eines Tests mittels weiterer Methoden der Nuklein-

säureamplifikationstechnik, der vor höchstens 48 Stunden durchgeführt wurde, 
 

- eines PoC-Antigentests, der vor höchstens 24 Stunden durchgeführt wurde, oder 
 

- eines vom Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zugelassenen, unter Aufsicht 
vorgenommenen Antigentests zur Eigenanwendung durch Laien (Selbsttests), der vor 
höchstens 24 Stunden durchgeführt wurde, 

 
zu erbringen, der im Übrigen den Bestimmungen der SchAusnahmV entspricht. 

 
2.2 Organisation 
 

1Die Teilnehmenden sollten vorab auf geeignete Weise (ggf. beispielsweise bei Terminbu-
chung) auf die Notwendigkeit zur Vorlage eines Testnachweises oder einer Testung vor Ort un-
ter Aufsicht des Veranstalters hingewiesen werden. 
 
2Kann der Teilnehmende keinen Testnachweis vorzeigen, ist vor Ort unter Aufsicht des Veran-
stalters zu testen; bei positivem Selbsttestbefund erfolgt möglichst eine gezielte Information der 
Betroffenen durch die Betreiber (Verweis auf Arzt und notwendiges Verhalten wie Vermeidung 
von Kontakten, Rückkehr auf direktem Weg nach Hause, Absonderung, Nachholung eines 
PCR-Tests). 
 
3Die Testung kann mittels der folgenden Testmethoden durchgeführt werden: 

 
a) 1PCR-Tests können im Rahmen der Jedermann-Testungen nach bayerischem Testangebot 

in lokalen Testzentren erfolgen. 2Hierbei wird dann ein Testnachweis durch das Testzentrum 
ausgestellt und vor Wahrnehmung des testabhängigen Angebots vorgezeigt. 
 

b) 1Antigen-Schnelltests zur professionellen Anwendung („Schnelltests“) müssen von 
medizinischen Fachkräften oder vergleichbaren, hierfür geschulten Personen vorgenommen 
oder überwacht werden. 2Dies ist grundsätzlich bei den lokalen Testzentren, Arztpraxen, 
Zahnarztpraxen, Apotheken, medizinischen Laboren, Rettungs- und Hilfsorganisationen und 
den vom öffentlichen Gesundheitsdienst beauftragten Teststellen nach § 2 Nr. 7 Buchst. c 
SchAusnahmV möglich, aber auch im Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Ar-
beitsschutzes nach § 2 Nr. 7 Buchst. b SchAusnahmV oder am Ort des testabhängigen An-
gebots, sofern der Test von medizinischen Fachkräften oder vergleichbaren, hierfür geschul-
ten Personen vorgenommen wird. 3Bei positivem Ergebnis eines vor Ort von Fachkräften 
oder geschultem Personal durchgeführten Schnelltests darf die Veranstaltung nicht besucht 
werden und es besteht mit der Mitteilung des positiven Ergebnisses eine Absonderungs-
pflicht (Isolation). 4Die betreffende Person muss sich beim Gesundheitsamt melden, welches 
dann über das weitere Vorgehen informiert. 5Gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 IfSG besteht eine Mel-
depflicht der feststellenden Person hinsichtlich des positiven Testergebnisses an das zustän-
dige Gesundheitsamt. 
 

c) 1Antigen-Schnelltests zur Eigenanwendung („Selbsttests“) müssen vor Ort unter Auf-
sicht des Veranstalters nach § 2 Nr. 7 Buchst. a SchAusnahmV oder einer vom Veranstalter 
beauftragten Person durchgeführt werden. 2Im Schutz- und Hygienekonzept des Veranstal-
ters sind Maßnahmen zur Verhinderung von Menschenansammlungen und zur Umsetzung 
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der allgemeinen Hygieneregeln vorzusehen. 3Zeigt ein Selbsttest ein positives Ergebnis 
an, ist der betroffenen Person der Zutritt zu verweigern. 4Die betroffene Person sollte sich 
sofort absondern, alle Kontakte so weit wie möglich vermeiden und über den Hausarzt, das 
Gesundheitsamt oder die Rufnummer 116 117 der Kassenärztlichen Vereinigung einen Ter-
min zur PCR-Testung vereinbaren. 

 
2.3 Ausgestaltung des zu überprüfenden/auszustellenden Testnachweises 
 

1Mangels verbindlicher Vorgaben durch den Bund gibt es ein bayerisches Formular mit empfeh-
lendem Charakter. 2Mindestinhalt ist Name und Anschrift der Teststelle, Name, Anschrift und 
Geburtsdatum der getesteten Person, Name des verwendeten Tests, Hersteller des Tests, Art 
des Tests (PCR-Test, PCR-Schnelltest, Antigen-Schnelltest oder Antigen-Selbsttest unter Auf-
sicht), Testdatum und Testuhrzeit, Kontext, in dem die Testung erfolgt ist (Vor-Ort-Test, betrieb-
liche Testung, Testung durch Leistungserbringer im Sinne des § 6 Abs. 1 TestV), Testergebnis, 
Datum der Mitteilung des Testergebnisses, Stempel der Teststelle, Unterschrift der verantwortli-
chen Person. 

 
2.4 Ausnahme für geimpfte und genesene Personen sowie Kinder bis zum sechsten Geburtstag 
 

1Gemäß aktueller infektionsschutzrechtlicher Vorgaben sind Kinder bis zum sechsten Geburts-
tag, Schülerinnen und Schüler, die regelmäßigen Testungen im Rahmen des Schulbesuchs un-
terliegen sowie noch nicht eingeschulte Kinder vom Erfordernis des Nachweises eines negati-
ven Testergebnisses ausgenommen. 2Das Alter von Kindern ist erforderlichenfalls durch ent-
sprechende Dokumente glaubhaft zu machen. 3Bei Schülerinnen und Schülern mit Schulort in 
Deutschland reicht aus, dass sie durch Vorlage eines aktuellen Schülerausweises oder ver-
gleichbarer Dokumente glaubhaft machen, dass sie im jeweiligen Schuljahr die Schule besu-
chen. 
 
4Geimpfte bzw. genesene Personen können vor der Nutzung eines testabhängigen Angebots 
alternativ zu einem Testnachweis einen Impfnachweis bzw. einen Genesenennachweis im 
Sinne der SchAusnahmV vorlegen. 
 
5Gemäß § 2 Nr. 2 der SchAusnahmV sind geimpfte Personen asymptomatische Personen, die 
im Besitz eines auf sie ausgestellten Impfnachweises sind. 6Nach § 2 Nr. 3 der SchAusnahmV 
ist ein Impfnachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollständigen Schutzimp-
fung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer 
oder spanischer Sprache in verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende 
Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse 
www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt ist, und 

 
a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse 

www.pei.de/impfstoffe/covid-19 veröffentlichen Anzahl von Impfstoffdosen, die für eine voll-
ständige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Ein-
zelimpfung mindestens 14 Tage vergangen sind oder 
 

b) bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht. 
 

7Gemäß § 2 Nr. 4 SchAusnahmV sind genesene Personen asymptomatische Personen, die im 
Besitz eines auf sie ausgestellten Genesenennachweises sind. 8Nach § 2 Nr. 5 der SchAus-
nahmV ist ein Genesenennachweis ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italieni-
scher oder spanischer Sprache in verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende 
Testung durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder wei-
tere Methoden der Nukleinsäureamplifikationstechnik) erfolgt ist und mindestens 28 Tage sowie 
maximal sechs Monate zurückliegt. 

  

http://www.pei.de/impfstoffe/covid-19
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9Sowohl genesene als auch geimpfte Personen dürfen keine typischen Symptome einer Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Atemnot, neu auftretenden Husten, Fieber und Ge-
ruchs- oder Geschmacksverlust aufweisen. 10Bei ihnen darf zudem keine aktuelle Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 nachgewiesen sein. 

 
3. Überprüfung der vorzulegenden Nachweise (3G) 
 

1Nach der 14. BayIfSMV sind Anbieter, Veranstalter und Betreiber zur Überprüfung der vorzule-
genden Impf-, Genesenen- oder Testnachweise (3G) verpflichtet. 2Ist vom Anbieter, Veranstal-
ter oder Betreiber ein Infektionsschutzkonzept zu erstellen, hat dieses Ausführungen zu enthal-
ten, wie eine Überprüfung effektiv sichergestellt werden kann. 3Die Nachweise sind möglichst 
vollständig zu kontrollieren. 
 
4Nur in Einzelfällen, in denen eine vollständige Kontrolle aus Gründen des Betriebsablaufs, tat-
sächlicher Begebenheiten oder aus sonstigen faktischen Gründen nicht zumutbar erscheint, 
kann auf strukturierte und effektive Stichproben zurückgegriffen werden. 
 
5Im Rahmen der Überprüfung ist eine Einsicht durch den Anbieter, Veranstalter oder Betreiber 
in den vorgelegten Nachweis mit anschließender Plausibilitätskontrolle ausreichend. 6Sollten an 
der Identität der betroffenen Person Zweifel bestehen, hat sich diese durch amtliche Ausweis-
dokumente zu legitimieren, sodass auch die persönliche Identität abgeglichen werden kann. 
7Eine Dokumentation der entsprechenden Daten der Gäste, Besucher oder Nutzer ist nicht er-
forderlich. 
 
8Bei dem Verdacht einer Unrichtigkeit bzw. Ungültigkeit des vorgelegten Nachweises ist der 
Einlass zu verwehren, wenn nicht die betroffene Person sich einer Vor-Ort-Testung unterzieht. 

 
4. Inkrafttreten 
 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 2. September 2021 in Kraft. 
 
Stefan  G r a f    Dr. Winfried  B r e c h m a n n 
Ministerialdirektor   Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 714) 
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Versetzung staatlicher Lehrer in andere Länder der Bundesrepublik Deutschland zum 1. Au-
gust 2022 
 
(Anträge bayerischer Grund- und Mittelschullehrkräfte, Fach- und Förderschullehrkräfte) 
 
Das Versetzungsverfahren staatlicher Lehrer in andere Länder der Bundesrepublik Deutschland 
wurde gem. KMS vom 28.10.2014 Nr. III.5-BP7021-4b.133 108 zum Schuljahr 2016/2017 geändert. 
 
Bei Versetzungsanträgen von bayerischen Lehrkräften in andere Bundesländer (Weg-Versetzungen) 
erfolgen die Antragstellung sowie die Bearbeitung/Weiterleitung komplett im Verfahren LTV-online. 
 
Bayerische Lehrkräfte stellen online ihren Versetzungsantrag auf der Homepage des Staatsministeri-
ums unter  
 

https://www.km.bayern.de/lehrer/stellen/bundeslandwechsel-lehrertausch.html  
 

und dort beim Punkt "Online-Antragstellung". 
 
Ein unterschriebener Ausdruck des online ausgefüllten Antrags muss über den Dienstweg bei der Re-
gierung eingereicht werden. Das online-Verfahren wird am 31. Januar 2022 um 24:00 Uhr geschlos-
sen. Eine Antragstellung ist danach nicht mehr möglich. Handschriftlich ausgefüllte Anträge bzw. nicht 
über das online-Portal gestellte Anträge (ohne Antragsnummer LTV-202x-xxx) können nicht ins Ver-
fahren einbezogen werden.  
 
Die Versetzungsverhandlungen mit den anderen Bundesländern werden auf der Ebene des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus durchgeführt. Versetzungsbewerberinnen und –
bewerber im Regierungsbezirk Unterfranken werden nach Abschluss des Tauschverfahrens umge-
hend von der Regierung unterrichtet. 
 
Nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10.05.2001 besteht auch die Möglichkeit der 
Teilnahme am Einstellungs- oder Bewerbungsverfahren für den öffentlichen Schuldienst des ange-
strebten Ziellandes. Die Fristen und das Verfahren sind bei der zuständigen Einstellungsbehörde des 
Ziellandes zu erfragen. Für eine Bewerbung in einem anderen Bundesland ist die Freigabe zum 
angestrebten Einstellungstermin bei der Regierung von Unterfranken schriftlich zu beantragen. 
 
Weitere Informationen zum Lehreraustauschverfahren und zum Antragsverfahren stehen auf der 
Homepage des Staatsministeriums unter  
https://www.km.bayern.de/lehrer/stellen/bundeslandwechsel-lehrertausch.html zur Verfügung. 
 
 
  

https://www.km.bayern.de/lehrer/stellen/bundeslandwechsel-lehrertausch.html
https://www.km.bayern.de/lehrer/stellen/bundeslandwechsel-lehrertausch.html
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Veröffentlichung des Termins der Staatlichen Prüfung für Fremdsprachenkorrespondenten und 
Euro-Korrespondenten an Berufsfachschulen für Fremdsprachenberufe 2022 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 23. September 
2021, Az. VI.6-BS9506-9-7b.86 428 
 
1. Die schriftliche Abschlussprüfung findet im Schuljahr 2021/2022 nach folgendem Zeitplan statt: 
 

____________________________________________________________________________ 
 

Dienstag, Allgemeine Übersetzung aus der   8.15 bis   9.00 Uhr 
31. Mai 2022 Ersten Fremdsprache 
 
 Fachübersetzung aus der    9.30 bis 10.15 Uhr 
 Ersten Fremdsprache 
____________________________________________________________________________ 
 
Mittwoch, Fachübersetzung in die    8.15 bis   9.00 Uhr 
1. Juni 2022 Erste Fremdsprache 
 
 Bearbeitung von Korrespondenz-    9.45 bis 11.15 Uhr 
 texten aus der Ersten Fremdsprache 
____________________________________________________________________________ 
 
Donnerstag, Bearbeitung von Korrespondenz-    9.45 bis 11.15 Uhr 
2. Juni 2022 texten aus der Zweiten Fremdsprache 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- -- 
 
(nur für Prüfungsteilnehmer, Allgemeine Übersetzung aus der    8.15 bis   9.00 Uhr 
die die Prüfung in einer 2. Ersten Fremdsprache 
2. Ersten Fremdsprache 
ablegen) Bearbeitung von Korrespondenz-    9.45 bis 11.15 Uhr 
 texten aus der 2. Ersten Fremdsprache 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
 Aufgabe aus der Allgemeinen    8.15 bis   9.45 Uhr 
 Wirtschaftslehre für Euro- 
 Korrespondenten 
___________________________________________________________________________ 
 
Freitag, Fachübersetzung aus der    8.15 bis   9.00 Uhr 
3. Juni 2022 2. Ersten Fremdsprache 
 
(nur für Prüfungsteilnehmer, Fachübersetzung in die    9.30 bis 10.15 Uhr 
die die Prüfung in einer 2. Erste Fremdsprache 
2. Ersten Fremdsprache 
ablegen) 
-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
 Aufgabe aus der Außenwirtschaft    8.15 bis   9.45 Uhr 
 für Euro-Korrespondenten 
 
 Aufgabe aus dem Rechnungswesen 10.15 bis 11.15 Uhr 
 für Euro-Korrespondenten 
___________________________________________________________________________ 
 
 

  



Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 11/21 

 

521 

 

2. Für die Abschlussprüfung 2022 an Berufsfachschulen für Fremdsprachenberufe gilt: 
 
2.1 Die Durchführung der schriftlichen und mündlichen Prüfung für Fremdsprachen- und Euro-Kor-

respondenten richtet sich nach der Schulordnung für Berufsfachschulen für Fremdsprachenbe-
rufe (BFSO Sprachen) vom 21. Mai 1993 (GVBl. S. 419, KWMBl. I S. 338), zuletzt geändert 
durch § 3 der Verordnung vom 18. Juni 2021 (GVBl. S. 447). 
 

2.2 Die Abschlussprüfungen 2022 werden an der kommunalen Berufsfachschule für Fremdspra-
chenberufe der Landeshauptstadt München, an der staatlichen Berufsfachschule für Fremd-
sprachenberufe Weiden und an den staatlich anerkannten privaten Berufsfachschulen für 
Fremdsprachenberufe durchgeführt. 
 

2.3 „Andere Bewerber“ nach § 41 BFSO Sprachen (Bewerber, die an der von ihnen besuchten 
Schule den staatlichen Abschluss nicht erlangen können oder die keiner Schule angehören) ha-
ben sich wegen der Zuteilung an eine Schule rechtzeitig an die zuständige Regierung (Abt. 
Schul- und Bildungswesen) zu wenden. Die Zulassung selbst ist bei der Schule, der die Bewer-
ber zugeteilt worden sind, bis spätestens 28. Februar 2022 zu beantragen. 

 
Dem Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung als „anderer Bewerber“ sind die in § 41 Abs. 2 
(Fremdsprachenkorrespondenten) und Abs. 3 (Euro-Korrespondenten) BFSO Sprachen ge-
nannten Unterlagen und Nachweise beizufügen. Über die Zulassung entscheidet der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses schriftlich. 
 

2.4 Die Leitungen der Schulen, an denen die Abschlussprüfungen stattfinden, haben dem Staatsmi-
nisterium bis 9. März 2022 anzuzeigen, welche Ersten Fremdsprachen und Zweiten Fremdspra-
chen im Rahmen der Fremdsprachenkorrespondentenprüfung und/oder Euro-Korrespondenten-
prüfung zu prüfen sind sowie welche Fachgebiete (Wirtschaft und/oder Technik) dabei jeweils 
erforderlich sind. Für die Meldung ist das entsprechende Formblatt zu verwenden, das den 
Schulen rechtzeitig übersandt wird. 
 

2.5 Für Kandidaten, die die Prüfung für Euro-Korrespondenten ablegen, gelten (neben den Termi-
nen der Aufgaben aus dem Rechnungswesen, der Allgemeinen Wirtschaftslehre und der Au-
ßenwirtschaft) die Termine für die Prüfungen in der Ersten Fremdsprache. 

 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 725) 
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Abschlussprüfung 2022 zur „Staatlich geprüften Betriebswirtin für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement“ und zum „Staatlich geprüften Betriebswirt für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement“ an Fachakademien für Ernährungs- und Versorgungsmanagement 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 23. September 
2021, Az. VI.3-BS9500.2-8-7a.79 071 
 
1. Rechtsgrundlagen 
 

Die Durchführung der Prüfung richtet sich nach dem Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) sowie nach der Schulordnung für die Fachakademien (FakO). 

 
2. Abschlussprüfung 
 
2.1 Gegenstand des ersten, zentral gestellten Prüfungsabschnitts sind gemäß § 79 Abs. 1 i. V. m. 

Anlage 11 FakO schriftliche Prüfungsaufgaben in den Fächern 
 

- Betriebswirtschaft und Rechnungswesen, 
- Personalführung mit Berufs- und Arbeitspädagogik. 

 
Zudem sind gemäß § 79 Abs. 2 Sätze 1 und 2 FakO zwei schriftliche Prüfungsaufgaben in zwei 
Wahlpflichtfächern, die durch den Prüfungsausschuss gestellt werden, Bestandteil des ersten 
Prüfungsabschnitts. 

 
2.2 Andere Bewerberinnen und Bewerber (m/w/d) (Bewerberinnen und Bewerber, die keiner Fach-

akademie für Ernährungs- und Versorgungsmanagement angehören oder an der von ihnen be-
suchten Fachakademie die Abschlussprüfung nicht ablegen können) können nach § 86 FakO 
am ersten Prüfungsabschnitt der staatlichen Abschlussprüfung an einer öffentlichen oder staat-
lich anerkannten Fachakademie teilnehmen, wenn sie die Zulassungsvoraussetzungen nach 
§ 87 FakO erfüllen. 

 
Andere Bewerberinnen und Bewerber (m/w/d) haben im ersten Prüfungsabschnitt dieselben 
schriftlichen Prüfungsleistungen zu erbringen wie die Studierenden an öffentlichen oder staat-
lich anerkannten Fachakademien. Darüber hinaus haben sie in allen anderen Pflichtfächern 
schriftliche Aufgaben mit einer Bearbeitungszeit von je 90 Minuten und im Fach Ernährung und 
Verpflegung eine praktische Aufgabe mit einer Bearbeitungszeit von 300 Minuten zu bearbei-
ten. Die Bewerber (m/w/d) wählen zudem an der prüfenden Schule nach Maßgabe des § 36 
Abs. 3 Satz 3 FakO zwei Wahlpflichtfächer aus den zur Prüfung angebotenen Wahlpflichtfä-
chern aus, in denen jeweils eine schriftliche Prüfung im Umfang von 90 Minuten abzulegen ist. 
Auf schriftlichen Antrag der Bewerberin oder des Bewerbers (m/w/d) finden in höchstens vier 
schriftlich geprüften Fächern zusätzliche mündliche Prüfungen gemäß § 86 Abs. 4 FakO statt. 
 
Die Zulassung zur staatlichen Abschlussprüfung als andere Bewerberin oder anderer Bewerber 
(m/w/d) ist bis spätestens 1. März 2022 bei der Fachakademie zu beantragen. Dem Antrag sind 
die in § 87 Abs. 2 FakO genannten Unterlagen und Nachweise beizufügen. Über den Antrag 
wird schriftlich entschieden. 

 
2.3 Der schriftliche Teil des ersten Prüfungsabschnittes der staatlichen Abschlussprüfung an Fach-

akademien für Ernährungs- und Versorgungsmanagement findet nach folgendem Prüfungsplan 
statt: 
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Prüfungstag Prüfungsfach Bearbeitungszeit 
 
Dienstag, den 21. Juni 2022 Betriebswirtschaft und 180 Minuten 
 Rechnungswesen 
 
Donnerstag, den 23. Juni 2022 Personalführung mit Berufs- 180 Minuten 
 und Arbeitspädagogik 

 
Die Prüfungen beginnen jeweils um 9.00 Uhr. 
 
Die Termine für die von den anderen Bewerberinnen und Bewerbern (m/w/d) nach Nr. 2.2 
schriftlich zu bearbeitenden weiteren Prüfungsfächer werden diesen im Zulassungsschreiben 
zur Prüfung mitgeteilt. 

 
2.4 Der mündliche Teil der Prüfung richtet sich nach § 80 bzw. § 86 Abs. 4 FakO. 

 
2.5 Der praktische Teil der staatlichen Abschlussprüfung (zweiter Prüfungsabschnitt) richtet sich 

nach § 82 FakO. 
 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 731) 
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2230.1.1.1.2.4-K 
 
Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen aus dem Förderprogramm des Bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus – digitale Bildungsinfrastruktur an bayerischen 
Schulen (dBIR) 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 5. Oktober 2021, 
Az. I.7-BS4400.27/330/24 
 
1Die fortschreitende Digitalisierung aller Lebens- und Arbeitsbereiche stellt eine zentrale strukturelle 
Herausforderung für die Bildung junger Menschen am Bildungsstandort Deutschland dar. 2Es ist eine 
der großen Zukunftsaufgaben, die Schülerinnen und Schüler an den Schulen in Deutschland umfas-
send auf die Digitalisierung in allen Lebens- und Arbeitsbereichen vorzubereiten. 3Die Bundesregie-
rung und die Regierungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Kommunen 
arbeiten bei dieser Zukunftsaufgabe zusammen und setzen mit dem DigitalPakt Schule einen abge-
stimmten Innovationsimpuls. 4Damit sollen die bestehenden Entwicklungen in der digitalen Transfor-
mation an den Schulen entscheidend unterstützt werden, um die Voraussetzungen für die Bildung in 
der digitalen Welt bundesweit und nachhaltig spürbar zu verbessern und digitales Lernen und Lehren 
unter optimalen Bedingungen zu ermöglichen. 5Die Zuwendungsempfänger setzen die subsidiären Fi-
nanzhilfen des Bundes zusätzlich zu eigenen, bereits begonnenen Investitionen für den zusätzlichen 
Ausbau der schulbezogenen digitalen Bildungsinfrastruktur ein. 
 
6Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus (Staatsministerium) gewährt auf Grund-
lage der Verwaltungsvereinbarung „DigitalPakt Schule 2019 bis 2024“ ohne Rechtsanspruch im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel nach Maßgabe der nachstehenden Fördervoraussetzungen und 
-bedingungen sowie der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Art. 23 
und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) und der zugehörigen Verwaltungsvorschriften 
(VV), Zuwendungen zum Ausbau der digitalen Bildungsinfrastruktur an Schulen sowie zum Aufbau re-
gionaler Strukturen zur Nutzung durch die Schulen. 
 
7Die Förderung nach dieser Richtlinie erfolgt ergänzend zu den Förderprogrammen „Industrie 4.0“, 
„Exzellenzzentren an Berufsschulen“, „Digitalbudget für das digitale Klassenzimmer“ und „Budget für 
integrierte Fachunterrichtsräume an berufsqualifizierenden Schulen“ des Staatsministeriums sowie zur 
„Förderung von Glasfaseranschlüssen und WLAN für öffentliche Schulen“ des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums der Finanzen und für Heimat. 8Die Ausstattung von Schulen, für die der Freistaat Bayern 
Schulaufwandsträger ist, erfolgt sinngemäß nach dieser Richtlinie. 
 
1. Zweck der Förderung 
 

Zweck der Förderung ist es, trägerneutral lernförderliche und belastbare, interoperable digitale 
technische Bildungsinfrastrukturen an den bzw. für die bayerischen Schulen zu etablieren sowie 
vorhandene Strukturen zu optimieren. 

 
2. Gegenstand der Förderung 
 

1An allen öffentlichen Schulen mit kommunalem Schulaufwandsträger sowie staatlich geneh-
migten und anerkannten Ersatzschulen sind folgende Investitionen (nach Maßgabe von Nr. 5.3 
einschließlich Planung, Beschaffung, Aufbau und Inbetriebnahme bestehend aus Integration, 
Umsetzung und Installation) zuwendungsfähig, sofern die Fördergegenstände nicht vorrangig 
zu schulverwaltungsbezogenen Zwecken genutzt werden (schulische Maßnahmen): 
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a) Aufbau oder Verbesserung der digitalen Vernetzung in Schulgebäuden und auf Schulgelän-
den; Schulserver, 

 
aa) die genutzt werden, um unzureichende Bandbreite, Datendurchsatz oder Latenz des  
  Internetanschlusses des Schulstandortes auszugleichen, zum Beispiel Pufferserver 
  für Bildungsmedien, sofern für mindestens 12 Monate nach Abschluss der sonstigen 
  Investitionen an dem jeweiligen Schulstandort ein Glasfaseranschluss von keinem  
  Anbieter garantiert werden kann, oder 

 
bb)  die erforderlich sind, um rechtlichen Anforderungen zu genügen oder um spezifische 
  schulische Anwendungen, zum Beispiel in der berufsspezifischen Ausbildung, zu  
  ermöglichen; 

 
b) Aufbau oder Verbesserung der schulischen WLAN-Infrastruktur; 

 
c) Aufbau und Weiterentwicklung digitaler Lehr-Lern-Infrastrukturen (zum Beispiel pädagogi-

sche Kommunikations- und Arbeitsplattformen), sofern sie im Vergleich zu bestehenden An-
geboten pädagogische oder funktionale Vorteile bieten; 
 

d) Anzeige- und Interaktionsgeräte (zum Beispiel Dokumentenkameras, Beamer, interaktive 
Tafeln, Displays nebst zugehörigen Steuerungsgeräten) zum Betrieb in der Schule; 
 

e) digitale Arbeitsgeräte (zum Beispiel Arbeitsplatzrechner, programmierbare Steuerungen/Fer-
tigungen, CNC-Maschinen, Diagnose- und Messgeräte, Versuchsanlagen, Laborgeräte, 
Steuermodule usw.), insbesondere für die technisch-naturwissenschaftliche oder die berufs-
bezogene Bildung; 
 

f) schulgebundene mobile Endgeräte (Laptops, Notebooks und Tablets mit Ausnahme von 
Smartphones), wenn 

 
aa)  die Schule über die Infrastruktur, die nach Buchst. a und b zuwendungsfähig ist,  
  verfügt oder diese durch den Schulaufwandsträger beantragt ist, 
 
bb)  spezifische fachliche oder pädagogische Anforderungen solche Geräte erfordern und  
  dies im Medienkonzept der Schule dargestellt ist und 
 
cc)  bei Anträgen für allgemeinbildende Schulen die Gesamtkosten für mobile Endgeräte  
  am Ende der Laufzeit des DigitalPakts Schule entweder 

 
aaa) 20 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens für alle allgemeinbildenden  
 Schulen pro Schulaufwandsträger oder 
 
bbb)  25 000 Euro je einzelner Schule 

 
oder beides nicht überschreiten. 

 
2Die Investitionen an Schulen gemäß Satz 1 können um zusätzliche regionale Investitionen er-
weitert werden, sofern schulbezogene digitale Infrastrukturen in regionalen Rechen- und Dienst-
leistungszentren (regionale Einheiten) zusammengeführt werden (regionale Maßnahmen). 3Als 
regionale Maßnahmen sind folgende Investitionen (nach Maßgabe von Nr. 5.3 einschließlich 
Planung, Beschaffung, Entwicklung, Aufbau und Inbetriebnahme, bestehend aus Integration, 
Umsetzung und Installation) zur unmittelbaren Nutzung durch die Schulen für unterrichtsbezo-
gene Zwecke zuwendungsfähig: 
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a) IT-Systeme im technischen Verbund mit schulgebundenen digitalen Infrastrukturen nach 
Satz 1 (zum Beispiel zentrale Serverkomponenten, Netzwerkspeichersysteme, zentrale Ge-
rätemanagementsysteme) einschließlich digitaler Vernetzung innerhalb der regionalen Ein-
heit; eingeschlossen sind zum Betrieb der geförderten regionalen Infrastruktur notwendige 
digitale Arbeitsgeräte einschließlich erforderlicher Steuerungsgeräte und betriebserforderli-
cher Software; ausgenommen ist die Anbindung der regionalen Einheiten über breitbandige 
Datenleitungen zu sowie zwischen den Schulen; 
 

b) digitale Werkzeuge, die zentral vorgehalten werden und dem Aufbau einer regionalen digita-
len Lehr-Lern-Infrastruktur dienen (zum Beispiel Content-Entwicklungswerkzeuge, Werk-
zeuge zur kollaborativen Bearbeitung digitaler Lerninhalte); eingeschlossen sind Lizenzen 
für zentrale cloudbasierte Anwendungen, sofern sie Teil schulübergreifender digitaler Lehr-
Lern-Infrastrukturen sind, die auf Dauerhaftigkeit angelegt sind, sowie zu deren Errichtung 
bzw. Nutzung erforderlich sind; ausgenommen sind der Erwerb von Content sowie Lizenzen 
für sonstige Standardanwendungssoftware, fachspezifische Anwendungsprogramme und 
sonstige didaktische Software, die ausschließlich der lokalen Verwendung an der Schule 
und nicht dem Aufbau einer regionalen digitalen Lehr-Lern-Infrastruktur zur schulübergrei-
fenden Kollaboration dienen; 
 

c) digitale Dienste, die zentral bereitgestellt werden und dem unterrichtlichen Einsatz oder der 
schulischen Kommunikation dienen (zum Beispiel zentrale Cloud- und Serverdienste, syn-
chrone und asynchrone Kommunikationsanwendungen wie Maildienste, Messengerdienste, 
Informations- und Benachrichtigungsdienste); 
 

d) regionale Strukturen für die professionelle Administration und Wartung digitaler Infrastruktu-
ren im Zuständigkeitsbereich von Schulaufwandsträgern als Investitionsmaßnahmen in regi-
onalen Einheiten (zum Beispiel Systeme, Werkzeuge und Dienste zur zentralen IT-Administ-
ration, Systeme zur Ferndiagnose und -wartung, Systeme zur zentralen Geräteverwaltung); 
ausgenommen sind Ausgaben zur Ausbildung und Finanzierung von IT-Administratorinnen 
und Administratoren. 

 
4Sofern die Infrastruktur gemäß Satz 1 Buchst. a und b an einer Schule zum Zeitpunkt der Be-
antragung schulgebundener mobiler Endgeräte gemäß Satz 1 Buchst. f noch nicht vorhanden 
ist, ist die Auszahlung der Mittel für mobile Endgeräte für diese Schule erst mit Herstellung die-
ser Infrastruktur möglich. 5Zu beschaffende digitale Infrastruktur muss grundsätzlich technolo-
gieoffen, erweiterungs- und anschlussfähig an regionale, landesweite oder länderübergreifende 
Systeme sein. 

 
3. Zuwendungsempfänger 
 

1Zuwendungsempfänger sind kommunale Schulaufwandsträger öffentlicher Schulen sowie Trä-
ger staatlich genehmigter und anerkannter Ersatzschulen in Bayern (Schulaufwandsträger). 
2Schulaufwandsträger dürfen gemeinsame Anträge stellen. 3Sie dürfen sich zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks im Rahmen der Zuwendungsvoraussetzungen dieser Bekanntmachung zu 
neuen Strukturen als weitere Zuwendungsempfänger zusammenschließen bzw. andere Organi-
sationen mit der Durchführung betrauen und die Finanzhilfen zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks an diese nach Maßgabe von Nr. 13 VV zu Art. 44 BayHO weiterleiten. 

 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 

1Eine Förderung wird nur gewährt für Maßnahmen, mit denen nicht vor dem 17. Mai 2019 be-
gonnen wurde. 2Abweichend von Nr. 1.3 VV zu Art. 44 BayHO wird der vorzeitige Maßnahme-
beginn ab dem 17. Mai 2019 zugelassen. 3Damit entsteht kein Rechtsanspruch auf Förderung. 
4Ab dem 17. Mai 2019 begonnene Abschnitte von laufenden Investitionsmaßnahmen können 
gefördert werden, wenn im Antrag erklärt wird, dass es sich um selbstständige Abschnitte einer 
laufenden Investitionsmaßnahme handelt. 
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5Durch den Antragsteller ist für jede Schule in seinem Zuständigkeitsbereich, die von der Förde-
rung betroffen ist, zu versichern, dass die folgenden Indikatoren eines Schulentwicklungspro-
zesses mit digitalen Medien vorliegen. 6Die Schulen haben 

 
- den Ist-Stand ihrer IT-Ausstattung in der zum Zeitpunkt der Beantragung aktuellen Umfrage 

der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung Dillingen zur IT-Ausstattung der 
Schulen angegeben und 
 

- gemäß KMS vom 5. Juli 2017, Az. I.6-BS1356.3/11/1, ein Medienkonzept erarbeitet und den 
zum Zeitpunkt der Beantragung aktuellen Stand an das Staatsministerium übermittelt. 

 
7Die Fördergegenstände nach Nr. 2 Satz 1 sind für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren 
ab Inbetriebnahme dem Zuwendungszweck entsprechend zu verwenden (Zweckbindungsfrist). 
8Abweichend davon wird die Zweckbindungsfrist für Maßnahmen nach Nr. 2 Satz 1 Buchst. a 
Halbsatz 1 auf zehn Jahre und für Maßnahmen nach Nr. 2 Satz 1 Buchst. f auf drei Jahre fest-
gelegt. 9Die Förderung von regionalen Maßnahmen setzt die Zentralisierung schulischer digita-
ler Infrastrukturen in regionalen Einheiten voraus, die 

 
a) von den Schulen von mindestens zwei Schulaufwandsträgern oder 

 
b) von mindestens fünf Schulen oder 

 
c) von mindestens 2 000 Schülerinnen und Schülern 

 
genutzt werden. 10Satz 7 gilt entsprechend für Fördergegenstände nach Nr. 2 Satz 3. 11Abwei-
chend davon wird die Zweckbindungsfrist für Maßnahmen gemäß Nr. 2 Satz 3 Buchst. a und d, 
die dem Aufbau einer digitalen Vernetzung dienen, auf zehn Jahre festgelegt. 

 
5. Art und Umfang der Zuwendungen 
 
5.1 Art der Zuwendung 
 

Die Zuwendung erfolgt als nicht zurückzahlbarer Zuschuss (Projektförderung) im Rahmen einer 
Anteilfinanzierung mit einer Begrenzung auf die Höchstbeträge gemäß Nr. 5.2. 

 
5.2 Höhe der Zuwendungen 
 

1Der Fördersatz beträgt höchstens 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. 2Der Höchst-
betrag der staatlichen Zuwendungen für schulische Maßnahmen ist für die gesamte Laufzeit 
des DigitalPakts Schule je Schulaufwandsträger in der Anlage (abrufbar unter 
www.km.bayern.de/digitalpakt) zu dieser Bekanntmachung festgelegt. 3Davon soll der in der 
Anlage nach Satz 2 bezifferte Teilbetrag für Investitionen in die digitale Bildungsinfrastruktur 
von integrierten Fachunterrichtsräumen an berufsqualifizierenden Schulen (Berufsschulen, Be-
rufsfachschulen, Fachschulen, Fachakademien einschl. der entsprechenden Schulen zur son-
derpädagogischen Förderung) eingesetzt werden, die die berufsbezogene Fachkompetenz der 
Schülerinnen und Schüler unter Berücksichtigung der digitalen Transformation fördern  
(iFU-Teilbetrag). 4Die Zuwendung ist auf die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben abzüglich 
aller nach Nr. 5.4 einzubringenden Eigenmittel begrenzt; eine Überkompensation ist auszu-
schließen. 5Für die Durchführung regionaler Maßnahmen können zusätzliche Finanzhilfen bis 
zu einem Anteil von 25 v. H. an den Höchstbeträgen nach Satz 2 für die beteiligten Schulauf-
wandsträger gewährt werden, wobei die Bewilligung nach der Reihenfolge des Antragseingangs 
bis zur Erschöpfung der insgesamt für regionale Maßnahmen vorgesehenen Finanzhilfen im 
Umfang von 40,0 Mio. Euro erfolgt (beschränktes Windhundverfahren). 

 
  

http://www.km.bayern.de/digitalpakt
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5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben 
 

1Folgende Ausgaben sind zuwendungsfähig: 
 

a) Kostenposition 1: IT-Ausstattung 
 

1Zuwendungsfähig ist die Beschaffung von IT-Hardware (einschließlich der zum Betrieb der 
beschafften IT-Hardware erforderlichen Software) sowie von Software gemäß Nr. 2 Satz 1, 
wie sie im Ausstattungsplan des Medienkonzeptes der jeweiligen Schule festgeschrieben 
sind, bzw. gemäß Nr. 2 Satz 3, soweit sie der Umsetzung der jeweiligen Ausstattungspläne 
der von der regionalen Maßnahme betroffenen Schulen dienen. 2Sofern für die jeweilige Ge-
räteklasse der angeschafften IT-Ausstattung technische Mindestkriterien im Votum des Be-
raterkreises zur IT-Ausstattung von Schulen in der jeweils gültigen Fassung festgelegt sind, 
sollen diese bei der Beschaffung als Orientierungsmaßstab herangezogen werden. 3Abwei-
chungen von den Mindestkriterien sind ohne Beantragung grundsätzlich zulässig, sofern die 
funktionalen Anforderungen an die IT-Ausstattung aus den Medienkonzepten der Schulen im 
jeweiligen Einsatzszenario weiterhin erfüllt werden sowie durch den Freistaat Bayern landes-
weit zur Verfügung gestellte Angebote wie die BayernCloud Schule ohne Einschränkungen 
genutzt werden können. 

 
b) Kostenposition 2: Miete, Mietkauf und Leasing 

 
1Miet-, Mietkauf- und Leasing-Ausgaben für IT-Ausstattung wie in Buchst. a beschrieben, 
werden für den auf die Laufzeit des DigitalPakts Schule entfallenden Anteil mit einer Einmal-
zahlung gefördert, jedoch nur der Anteil für die Gerätemiete und Betriebssoftware für im 
Rahmen dieser Förderrichtlinie angeschaffte Geräte. 2Nicht zuwendungsfähig sind Ausga-
ben 

 
aa)  für Verträge, deren Laufzeit die Zweckbindungsfristen nach Nr. 4 Sätze 7 und 8  
  unterschreitet, und 
 
bb)  für Verträge, die an bestehende Verträge vor Ablauf der Zweckbindungsfristen  
  anschließen oder diese ersetzen. 

 
3Falls nicht-zuwendungsfähige Ausgaben gemäß Nr. 5.3 Satz 2 Bestandteil von Miet-, Miet-
kauf- und Leasingverträgen sind, muss der zuwendungsfähige Anteil bei Abruf der Zuwen-
dung gesondert auf der Rechnung ausgewiesen werden. 

 
c) Kostenposition 3: Bauliche Maßnahmen 

 
1Notwendige bauliche Maßnahmen zur kabelgebundenen Netzanbindung der Unterrichts-
räume gemäß Nr. 2 Satz 1 Buchst. a bzw. digitale Vernetzung innerhalb der regionalen Ein-
heit gemäß Nr. 2 Satz 3 Buchst. a sowie zum Aufbau und zur Inbetriebnahme nach Nr. 2 
Satz 1 und 3 beschaffter Ausstattungsgegenstände sind zuwendungsfähig. 2In angemieteten 
Gebäuden sind diese nur zuwendungsfähig, sofern der Zuwendungsempfänger vertraglich 
oder durch Genehmigung des Eigentümers zur Durchführung berechtigt ist. 3Die Verpflich-
tung des Zuwendungsempfängers zur Einhaltung der Zweckbindungsfristen gemäß Nr. 4 
Sätze 7 und 8 dBIR bleibt davon unberührt. 4Dies gilt insbesondere bei Auflösungen oder 
Änderungen im Mietverhältnis. 
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d) Kostenposition 4: Investive Begleitmaßnahmen 
 

1Investive Begleitmaßnahmen werden gefördert, wenn ein unmittelbarer und notwendiger 
Zusammenhang mit Investitionsmaßnahmen zu den Kostenpositionen 1 bis 3 besteht. 2Dazu 
zählen auch projektvorbereitende und -begleitende Beratungsleistungen externer Dienstleis-
ter, die einer möglichst wirtschaftlichen Umsetzung und Nutzung dienen. 3Kommunale Ei-
genregieleistungen sowie entsprechende Eigenleistungen privater Schulaufwandsträger sind 
nicht zuwendungsfähig. 

 
2Nicht zuwendungsfähig sind Kosten der Verwaltung (Personalkosten, Sachkosten), Finanzie-
rungskosten sowie Kosten für Betrieb, Wartung und IT-Support der geförderten Infrastruktur. 
3Zuwendungen dürfen nicht zur Kofinanzierung von durch EU-Mittel geförderten Programmen 
genutzt werden. 

 
5.4 Eigenmittel 
 

1Vom Zuwendungsempfänger sind mindestens 10 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben 
als Eigenmittel aufzubringen. 2Spenden oder sonstige Zuwendungen von Privatpersonen oder 
privaten Institutionen sowie Leistungen nach Art. 34 bzw. 34a Bayerisches Schulfinanzierungs-
gesetz (BaySchFG) werden zu den Eigenmitteln gezählt, wenn diese konkret für den Zuwen-
dungsgegenstand gewährt werden. 3Die Eigenmittel dürfen nicht durch EU-Mittel ersetzt wer-
den. 

 
6. Doppelförderung 
 

1Doppelförderungen sind unzulässig. 2Maßnahmen können nach dieser Richtlinie nicht geför-
dert werden, wenn für diese andere Förderprogramme des Bundes oder der Europäischen 
Union (EU) in Anspruch genommen werden. 3Das gilt insbesondere für Fördermaßnahmen 
nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz und nach der Bundesförderung zur Unter-
stützung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland. 
 
4Maßnahmen sind von einer Förderung nach dieser Richtlinie ausgeschlossen, wenn sie aus 
Haushaltsmitteln des Freistaats Bayern bereits auf anderer Grundlage, insbesondere nach dem 
Bayerischen Finanzausgleichsgesetz (BayFAG) und dem BaySchFG, finanziert werden. 5Bud-
getierte und (teil-)pauschalierte Leistungen für den Schulaufwand nach Maßgabe des 
BaySchFG stehen einer Förderung einer einzelnen Maßnahme nach dieser Richtlinie nicht ent-
gegen. 
 
6Diese Kumulierungsverbote gelten nicht, wenn es sich um getrennte Maßnahmenabschnitte 
handelt und insoweit eine sachliche Differenzierung bzw. Kostentrennung möglich ist. 

 
7. Förderverfahren 
 
7.1 Förderantrag 
 

1Die Förderung wird auf Antrag gewährt. 2Jeder Antrag zur Förderung einer Maßnahme gemäß 
Nr. 5.3 dieser Bekanntmachung ist vom Schulaufwandsträger spätestens bis zum 30. Juni 2022 
ausschließlich elektronisch unter Verwendung einer zentral bereitgestellten Antragsmappe un-
ter digitalpakt@stmuk.bayern.de beim Staatsministerium (benannte Stelle) einzureichen und 
zeitgleich in elektronischer Kopie der zuständigen Regierung zuzuleiten. 3Ein Schulaufwands-
träger kann mehrere Anträge zu voneinander abgrenzbaren Maßnahmen oder Maßnahmenab-
schnitten stellen. 4Anträge für schulische Maßnahmen dürfen sich jeweils nur auf Schulen inner-
halb eines Regierungsbezirks beziehen. 5Bei regionalen Maßnahmen ist für Anträge mehrerer 
Schulaufwandsträger diejenige Regierung zuständig, für deren Regierungsbezirk die Höchstbe-
träge der staatlichen Zuwendungen der beteiligten Schulaufwandsträger gemäß Anlage (abruf-
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bar unter www.km.bayern.de/digitalpakt) den größten Wert annehmen. 6Ein Antrag auf Zuwen-
dung für schulische Maßnahmen kann nur gestellt werden, wenn die Höhe der beantragten Zu-
wendung 

 
a) mindestens 20 Prozent des Höchstbetrags der staatlichen Zuwendungen für den Antragstel-

ler gem. Nr. 5.2 und mindestens 25 000 Euro beträgt oder 
 

b) den Gesamtbetrag oder den sich nach Abzug der vorangegangenen Zuwendungen verblie-
benen Restbetrag des Höchstbetrags der staatlichen Zuwendungen für den Antragsteller 
nach Nr. 5.2 vollständig oder teilweise in einem letzten Antrag unter Verzicht auf den danach 
verbleibenden Restbetrag ausschöpft oder 
 

c) mindestens 500 000 Euro beträgt. 
 

7Die ausgefüllte Antragsmappe muss folgende Angaben enthalten: 
 

a) Name, Anschrift und E-Mail-Adresse des zuwendungsberechtigten Schulaufwandsträgers 
sowie ggf. der vertretungsberechtigten Personen; 
 

b) bei gemeinsamen Anträgen nach Nr. 3 Satz 2 die Nennung der beteiligten zuwendungsbe-
rechtigten Schulaufwandsträger, die Bestätigung über eine rechtlich verbindliche Vereinba-
rung, in der Organisationsstruktur, Art und Umfang und Kostentragung für die gemeinsame 
Maßnahmenumsetzung der beteiligten Schulaufwandsträger intern geregelt sind, und die 
Benennung eines für die Angelegenheiten der Förderung gemäß dieser Richtlinie für alle Zu-
wendungsempfänger bestellten Vertretungsberechtigten (Bevollmächtigter); 
 

c) Angabe der Schulen im Zuständigkeitsbereich des Antragstellers, für die die geplante Maß-
nahme oder der Maßnahmenabschnitt durchgeführt werden soll; 
 

d) Investitionsplanung basierend auf den jeweiligen schulischen Medienkonzepten für alle von 
den Maßnahmen des Antrags betroffenen Schulen (Maßnahmenbeschreibung, Kosten- und 
Finanzierungsplan, Zeitplanung inklusive Erklärung zum Beginn der Investitionsmaßnahme); 
darunter die auf Investitionsmaßnahmen für mobile Endgeräte an allgemeinbildenden Schu-
len bzw. auf Maßnahmen für integrierte Fachunterrichtsräume an berufsqualifizierenden 
Schulen entfallenden Anteile; 
 

e) Erklärung, dass es sich im Fall von Nr. 4 Satz 4 um einen ab dem 17. Mai 2019 begonnenen 
selbstständigen Abschnitt einer Investitionsmaßnahme handelt; 
 

f) Erklärung, dass Ausgaben für Miet-, Mietkauf und Leasingverträge nicht aufgrund von Nr. 
5.3 Satz 1 Buchst. b Satz 2 aus der Zuwendungsfähigkeit ausgeschlossen sind; 
 

g) 1Versicherung des Antragstellers, dass für jede von den Maßnahmen des Antrags betroffene 
Schule die Ist-Ausstattung im Rahmen der zum Zeitpunkt der Antragstellung aktuellen IT-
Umfrage der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung Dillingen gemeldet wurde. 
2Mit der Teilnahme an der IT-Umfrage gelten folgende Angaben zu jeder von den Maßnah-
men des Antrags betroffenen Schule als erfüllt: 

 
aa)  Bestandsaufnahme bestehender Ausstattung und 
 
bb)  Bestandsaufnahme der aktuellen Internetanbindung; 
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h) 1Versicherung des Antragstellers, dass für jede von den Maßnahmen des Antrags betroffene 
Schule das Medienkonzept erarbeitet und dem Staatsministerium in der zum Zeitpunkt des 
Antrags aktuellen Version übermittelt wurde. 2Mit der Übermittlung der den Anforderungen 
des aktuellen Leitfadens des Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsforschung genü-
genden Medienkonzepte gelten folgende Angaben zu jeder von den Maßnahmen des An-
trags betroffenen Schule als erfüllt: 

 
aa)  Bestandsaufnahme benötigter Ausstattung mit Bezug zum beantragten  
  Fördergegenstand, 
 
bb)  technisch-pädagogisches Einsatzkonzept mit Berücksichtigung medienpädagogischer,  
  didaktischer und technischer Aspekte und 
 
cc)  bedarfsgerechte Fortbildungsplanung für die Lehrkräfte; 

 
i) Erklärung zu Mitteln aus anderen Fördermaßnahmen, darunter ob und wofür einander er-

gänzende Fördermaßnahmen des Landes, der EU und des Bundes beantragt, bewilligt oder 
gewährt wurden; 
 

j) Erklärung, ob der Antragsteller allgemein oder für die im Rahmen des Förderprogramms ge-
planten Investitionen zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; 
 

k) Anlage zum Antrag: Bestätigung über ein auf die Ziele der Investitionsmaßnahme abge-
stimmtes Konzept des Antragstellers über die Sicherstellung von Betrieb, Wartung und IT-
Support; 
 

l) bei regionalen Maßnahmen eine Erklärung, dass diese dem Ziel dienen, bei bestehenden 
Angeboten Leistungsverbesserungen herbeizuführen, die Service-Qualität bestehender An-
gebote zu steigern oder die Interoperabilität bestehender oder neu zu entwickelnder digitaler 
Infrastrukturen herzustellen oder zu sichern, sowie die Bestätigung, dass die Anforderungen 
an eine regionale Einheit gemäß Nr. 4 Satz 9 dauerhaft erfüllt sind. 

 
7.2 Zuständigkeit, Bewilligung 
 

1Die zuständige Regierung bewilligt die Zuwendung durch Zuwendungsbescheid. 2Die Bewilli-
gung der Zuwendungshöhe ergeht unter dem Vorbehalt der endgültigen Festsetzung durch 
Schlussbescheid nach erfolgter Verwendungsnachweisprüfung. 3Dabei sind alle bis zu diesem 
Zeitpunkt bewilligten bzw. abgeschlossenen Anträge unter Begrenzung auf den Höchstbetrag 
für schulische Maßnahmen nach Nr. 5.2 Satz 2 und 3 bzw. den Höchstbetrag für regionale 
Maßnahmen nach Nr. 5.2 Satz 4 unter Begrenzung auf die verbliebenen Mittel für regionale 
Maßnahmen zu berücksichtigen. 4In diesem Bescheid sind insbesondere die Bestimmungen der 
beizufügenden ANBest-K für kommunale Antragsteller bzw. der ANBest-P für sonstige Antrag-
steller für verbindlich zu erklären, soweit in dieser Richtlinie nichts Abweichendes geregelt ist. 

 
7.3 Pflichten des Zuwendungsempfängers 
 

1Die Zuwendungsempfänger haben für die jeweiligen Schulen bzw. regionalen Einheiten ein 
Verzeichnis der im Rahmen des Förderprogramms angeschafften IT-Ausstattung zu führen. 
2Die Zuwendungsempfänger haben auf die Förderung durch Bundesmittel des DigitalPakts 
Schule auf Bauschildern und nach Fertigstellung der Maßnahme nach Maßgabe des Staatsmi-
nisteriums hinzuweisen. 
 

7.4 Bewilligungszeitraum 
 

Der Bewilligungszeitraum endet am 16. Mai 2024. 
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8. Verwendungsnachweis, Auszahlung der Zuwendung 
 

1Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel ist durch einen einfachen Verwendungsnach-
weis nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO ohne Vorlage von Belegen zu dokumentieren und die 
Umsetzung der in der Antragsmappe dargestellten Maßnahmen zahlenmäßig nachzuweisen. 
2Der Nachweis der Verwendung ist der zuständigen Regierung in einfacher Ausfertigung aus-
schließlich elektronisch vorzulegen. 3Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-P ist die Verwen-
dung der Zuwendung für alle Schulaufwandsträger einheitlich innerhalb eines Jahres nach Er-
füllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeit-
raums nachzuweisen. 4Die endgültige Zuwendungshöhe für schulische Maßnahmen wird im 
Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung unter Berücksichtigung der bis zu diesem Zeitpunkt 
abgeschlossenen Anträge unter Begrenzung auf die Höchstbeträge nach Nr. 5.2 Satz 2 und 3 
unter Einhaltung der Vorgaben aus Nr. 2 Satz 1 Buchst. f festgesetzt. 5Satz 4 gilt für regionale 
Maßnahmen unter Maßgabe von Nr. 5.2 Satz 4 entsprechend. 6Die zuständige Regierung ver-
anlasst nach Vorlage des Verwendungsnachweises die Auszahlung der Zuwendung nach Maß-
gabe der verfügbaren Haushaltsmittel. 7Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag Teilauszah-
lungen bis zu einem Anteil von 80 v. H. der vorläufig festgesetzten Zuwendungshöhe zulassen, 
sobald sie zur anteiligen Begleichung erforderlicher Zahlungen im Rahmen des Zuwendungs-
zwecks benötigt werden. 8Noch nicht nach Satz 7 ausgezahlte Teile der Zuwendung werden 
nach Prüfung des Verwendungsnachweises und endgültiger Festsetzung der Zuwendung aus-
gezahlt. 

 
9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 6. Oktober 2021 in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 2025 außer Kraft. 2Mit Ablauf des 5. Oktober 2021 tritt die Bekanntmachung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus „Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen 
aus dem Förderprogramm des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus – digi-
tale Bildungsinfrastruktur an bayerischen Schulen (dBIR)“ vom 30. Juli 2019 (BayMBl. Nr. 307) 
außer Kraft. 

 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 744) 
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Hinweise auf Bekanntmachungen 
 
 
 
 
2230.1.1.0-K 
 
Änderung der Bekanntmachung über den Rahmenhygieneplan zur Umsetzung des Schutz- und 
Hygienekonzepts für Schulen nach der jeweils geltenden Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung (Rahmenhygieneplan Schulen) 
 
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und für 
Gesundheit und Pflege vom 28. September 2021, Az. II.1-BS4363.0/961 und G54n-G8390-
2021/5211-14 
 
Stefan  G r a f  Dr. Winfried  B r e c h m a n n 
Ministerialdirektor Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 686) 
 
 
 
 
2230.1.1.1.2.4-K 
 
Änderung der Bekanntmachung über die Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen aus 
dem Förderprogramm des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus – Digital-
budget für das digitale Klassenzimmer 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 22. Juli 2021, 
Az. I.7-BO1371.0/44/360 
 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 695) 
 
 
 
 
2230.1.1.1.1.0-K 
 
Antragstellung auf Einrichtung einer erweiterten Schulleitung im Schuljahr 2022/2023 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 10. Septem-
ber 2021, Az. II-BS4244.0/13/2 
 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 697) 
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2230.1.1.1.2.4-K 
 
Änderung der Bekanntmachung über das Budget für integrierte Fachunterrichtsräume an be-
rufsqualifizierenden Schulen 
 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 22. Juli 2021, 
Az. I.7-BO1371.0/44/361 
 
Stefan  G r a f 
Ministerialdirektor 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 698) 
 
 
 
 
Hinweis auf die Qualifikationsverordnung für Fachlehrkräfte verschiedener Ausbildungsrich-
tungen an beruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen (QualVFL) 
 
Auf Grund des Art. 7 Abs. 2, des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2, des Art. 38 Abs. 2, des Art. 67 Satz 1 Nr. 2 
und 3 und des Art. 68 Abs. 1 des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG), das zuletzt durch Art. 10a des 
Gesetzes vom 9. April 2021 (GVBl. S. 150) geändert worden ist, wurde die Qualifikationsverordnung 
für Fachlehrkräfte verschiedener Ausbildungsrichtungen an beruflichen Schulen und an Landesfeuer-
wehrschulen (QualVFL) vom 26. August 2021 verordnet. 
 
(BayMBl. 2021 Nr. 702) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



Schulanzeiger der Regierung von Unterfranken Nr. 11/21 

 

535 

 

Nichtamtlicher Teil 
 
Der Hinweis auf wiederholte Ausschreibungen von Funktionsstellen für freie bzw. demnächst 
freiwerdende Stellen an Volksschulen und Förderschulen in anderen Regierungsbezirken, der 
bei den Stellenausschreibungen im Amtlichen Teil dieses Schulanzeigers abgedruckt ist, gilt 
entsprechend auch für Ausschreibungen von Stellen an nichtstaatlichen Schulen. Bitte infor-
mieren Sie sich deshalb in den im Internet veröffentlichten, allen zugänglichen Amtlichen 
Schulanzeigern und beachten Sie die dort gesetzten Fristen. 
 
 
 
 
Jetzt Gemüse in der Schule anbauen und Kinder für Nachhaltigkeit begeistern! 
 
Vom kleinen Gemüsesamen bis zur knackigen gelben Rübe: Kinder lernen den Bezug zur Natur am 
besten, wenn sie selbst die Hände in die Erde stecken. Das Bildungsprogramm GemüseAckerdemie 
begleitet Schulen beim Gemüseanbau auf dem Acker: von der Anbauplanung über Fortbildungen bis 
zu wöchentlichen Informationen rund um das eigene Gemüse. So kann auch ohne gärtnerisches Vor-
wissen erfolgreich ein Gemüsegarten bewirtschaftet werden. Dabei erleben die Kinder, wo unsere Le-
bensmittel herkommen und wie diese wachsen. Das Ziel: eine junge Generation für gesunde Ernäh-
rung und Nachhaltigkeit zu begeistern! 
 
Schulen, die 2022 einen Lernort an der frischen Luft haben und eigenes Gemüse anbauen möchten, 
können sich schon jetzt mit einem kurzen Absatz dazu, warum genau eure Schule einen Gemüsegar-
ten braucht, bewerben – in Bayern sind noch Förderplätze zu vergeben. Weitere Informationen unter 
www.gemueseackerdemie.de und persönliche Beratung unter team-sued@acker.co 
 
  

http://www.gemueseackerdemie.de/
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Ausschreibung der Stelle als Konrektor/Konrektorin (m/w/d) an der Privaten Katholischen 
Grund- und Mittelschule Vinzentinum der Diözese Würzburg 
 
An der Privaten Katholischen Grund- und Mittelschule Vinzentinum der Diözese Würzburg ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt eine Stelle als  
 

Konrektor/Konrektorin (m/w/d) 
 
zu besetzen. 
 
Die Schule umfasst 10 Klassen der Jahrgangsstufen eins bis zehn. An der einzügigen Grund- und Mit-
telschule mit einer M10 Klasse werden im Schuljahr 2020/21 200 Schülerinnen und Schüler unterrich-
tet. 
Das Schulkonzept unserer Katholischen Grund- und Mittelschule ist geprägt vom reformpädagogi-
schen Ansatz des Marchtaler Plans und der christlichen Werteerziehung. 
Alle Schülerinnen und Schüler besuchen das Katholische Schülertagesheim der Diözese Würzburg. 
 
Wir erwarten: 
 
- eine am christlichen Glauben und den Grundsätzen der katholischen Kirche orientierte Lehrerper-

sönlichkeit. 
- Besitz der Missio Canonica und Erfahrungen in der Arbeit mit dem MarchtalerPlan 
- gute fachliche und pädagogische Qualifikationen 
- Erfahrungen im Bereich der Grundschule 
- Kompetenz in der Personalführung und Verwaltungskenntnisse 
- Teamfähigkeit und Freude an der konzeptionellen Weiterentwicklung eines vom christlichen Men-

schenbild geprägten Schulprofils 
- gute Zusammenarbeit mit dem Tagesheim Vinzentinum 
 
Wir bieten: 
 
- eine Besoldung nach dem Arbeitsvertragsrecht der Bayerischen Diözesen (ABD). Eine Beurlau-

bung aus dem staatlichen Schuldienst ist möglich. 
- ein Arbeitsumfeld, das geprägt ist von intensivem, offenem und gutem Zusammenwirken aller Mit-

glieder der Schulfamilie. 
- eine Führungsposition, die positiv im Sinne der Verwirklichung des christlich geprägten Bildungs- 

und Erziehungsauftrags die Freiheiten von Schulen in privater Trägerschaft nutzt. 
- eine wertschätzende Führungskultur auf der Vorgesetztenebene. 
 
Nähere Informationen erhalten Sie bei Herrn Schulrat i.K. Jürgen Engel, Schulreferent im Bistum 
Würzburg (0931/386 30050), Email: juergen.engel@bistum-wuerzburg.de  
 
Bitte senden Sie Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis spätestens 10. Dezember 2021 
an: 
 
Bischöfliches Ordinariat 
Abteilung Schule und Hochschule 
Domerschulstraße 2 
97070 Würzburg 
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Medienhinweise 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die nachstehenden Besprechungen und Hinweise 
keine Genehmigung der betreffenden Bücher zum Unterrichtsgebrauch durch die Schulen darstellen. 
 
Schulbücher, die vom Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus lernmittelfrei zugelassen 
sind, werden in der Regel nicht besprochen. 
 
 
 
 
Friedrich Verlag GmbH, Hannover 
 
„Schulmagazin 5 – 10“ (Nr. 9/2021) 
Impulse für kreativen Unterricht 
 
Berufliche Orientierung als Querschnittsaufgabe (Schröder) – Was können Lehrpersonen leisten? 
(Lembke) – Ein Roboter dreht durch (Freund) – Creative ideas fort he passive (Vitt) – Kakteen als 
Nutzpflanzen (Homann) – Der Schatz im Titicacasee (Freund) – Berufsorientierung anstoßen (Vatter) 
– Betriebserkundung online (Schuhen/Froitzheim) – Berufsorientierung digital (Wirth) – Berufliche Ori-
entierung in die Schule bringen (Labs) – Informationen und Bücher 
 
 
 
 
Friedrich Verlag GmbH, Hannover 
 
„Grundschulmagazin“ (Nr. 05/21) 
Inspirierende Impulse für den Unterricht 
 
Prozessbezogene Kompetenzen vernetzen (Sturm) – Zahlen sind überall (Eiband/Hertle) – Fit im Hun-
derterfeld? (Fischer) – ANNA-Zahlen (Kasberger) – Wir lösen das Händeschüttelproblem (Hassen-
pflug) – Wie verbreitet sich ein Virus? (Redwitz) – Mit Kindern über Mathematik sprechen (Einwächter) 
– So schön ist der Herbst (Kick/Wunder-Storf) – Externalisierende Verhaltensschwierigkeiten (Teil 2) 
(Brandmeier) – Im Klassenzimmer (Goldenstein) – Digitale Hördetektive (Naphegyi) – Informationen 
und Bücher 
 
 
 
 
Wolters Kluwer Deutschland, Kronach 
 
„SchulVerwaltung“ (Nr. 10/2021) 
Fachzeitschrift für Schulentwicklung und Schulmanagement 
 
Lehrkräftemangel (Prof. i.R. Dr. Klemm) – Quo vadis, digitales Lehren und Lernen? (Maier) – Keiner 
bleibt zurück (Prof. Dr. Böttger) – Schülerfahrten in der Zeit nach Corona?! (Teil 2) (Koller/Achatz) – 
Entwicklung der Berufsorientierung in Pandemiezeiten (Seitz) – Lehrkräfte auf die digitale Transforma-
tion an Schulen vorbereiten (Prof. Dr. Gärtig-Daugs/Prof. Dr. Dücker) – Die neue „STARK“-Modell-
schule 2020 (Grimm) – Mimik und Gestik in Videokonferenzen (Dr. Brauer) – Qualitätsmanagement 
(Kennerknecht/Krafczyk/Werner) – Schulentlassung wegen Verleitung zum Konsum von Rauschmit-
teln (Dr. Dirnaichner) – Informationen und Bücher 
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Schulrecht 
 
 
 
 
Das Schulrecht in Bayern 
 
Kommentar zum BayEUG. Wichtige schulrechtliche Vorschriften 
 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach, www.wolterskluwer.de, Rechtsstand: September 2021,  
Aktualisierungslieferung Nr. 242, Art.-Nr. 66243242, 151,90 € 
 
Herausgegeben von 
Prof. Dr. Josef Franz Lindner, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Medizinrecht und Rechtsphilosophie, 
Universität Augsburg, 
Dr. Helmut Stahl, Ministerialrat a. D., ehemals im Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
München 
 
Diese Lieferung enthält: 
 
- die Änderung des BayEUG 
- die neueste Fassung der BaySchO 
- die Kommentierung des Art. 47 BayEUG (Ethikunterricht, Islamischer Unterricht) 
- die vollständig überarbeitete Kommentierung des Art. 86 BayEUG (Erziehungsmaßnahmen, 

Ordnungsmaßnahmen) 
- die neueste Fassung des Jugendschutzgesetzes 
 
 
 
 
Bayerische Schulrechtssammlung (BaySchRS) 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 114. Ergänzungslieferung, Stand: 15. Septem-
ber 2021, 174 Seiten, Art.Nr. 1834-114 
 
Die Ergänzungslieferung umfasst insbesondere folgende neue und geänderte Vorschriften: 
 
‒ Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
‒ Bayerische Schulordnung (BaySchO) 
‒ Grundschulordnung (GrSO) 
‒ Mittelschulordnung (MSO) 
‒ Strafgesetzbuch (StGB, Auszug) 
‒ Infektionsschutzgesetz (IfSG, Auszug) 
‒ SGB VII – Gesetzliche Unfallversicherung (Auszug) 
‒ Gebundene Ganztagsangebote an Schulen 
‒ Lehramtsprüfungsordnung II (LPO II) 
‒ Bayerische Beihilfeverordnung (BayBhV, Auszug) 
‒ Bayerische Urlaubs- und Mutterschutzverordnung (UrlMV) 
‒ Dienstanweisung für die Ministerialbeauftragten für die Gymnasien 
 
 
Darüber hinaus werden weitere Vorschriften sowie die Gesamtinhalts- und KMS-Übersicht aktualisiert. 
Um den 2. Ordner zu entlasten, wird ein Großteil von BayBhV (Kz. 19.00) und BayBeamtVG 
(Kz. 19.05) entfernt, da es sich hierbei um dienstrechtliche Regelungen handelt, die den schulischen 
Kernbereich nicht betreffen. 
  

http://www.wolterskluwer.de/
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Schulordnung für die Grundschulen in Bayern (Grundschulordnung – GrSO) 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 9. Auflage 2021, Art.-Nr. 6560, 8,00 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Schulordnung für die Grundschulen in Bayern (GrSO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
Schulordnung für die Grundschule in Bayern (Grundschulordnung – GrSO) 
 
Kurzkommentar zur Schulordnung und der Bayerischen Schulordnung BaySchO von Ministerialrätin 
Maria Wilhelm mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 9. Auflage 2021, Art.-Nr. 6561, 15,00 € 
 
Seit Beginn des Schuljahres 2016/2017 sind die maßgeblichen rechtlichen Regelungen für die Grund-
schulen in Bayern im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG), in 
der Bayerischen Schulordnung (BaySchO) sowie in der Schulordnung für die Grundschulen in Bayern 
(GrSO) verankert. 
 
Die vorliegende Ausgabe beinhaltet über den Wortlaut dieser Gesetze und Verordnungen hinaus er-
läuternde Kommentare zur Bayerischen Schulordnung und zur Grundschulordnung. 
 
Verschiedene kultusministerielle Schreiben im Anhang ergänzen die Kommentierung und geben wei-
terführende detaillierte Informationen zu wichtigen Themen. 
 
Die Änderungen des Jahres 2021 sind im Gesetzes- und Verordnungstext jeweils durch einen senk-
rechten Balken am Seitenrand gekennzeichnet. 
 
Der vorliegende Band stellt damit eine kompakte Sammlung maßgeblicher rechtlicher Regelungen so-
wie erläuternder Informationen zur Verfügung und beantwortet schulrechtliche und –praktische Fragen 
schnell und gut verständlich. 
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Schulordnung für die Mittelschulen in Bayern (Mittelschulordnung – MSO) 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 9. Auflage 2021, Art.-Nr. 6562, 8,50 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Schulordnung für die Mittelschulen in Bayern (MSO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
Schulordnung für die Mittelschulen in Bayern (Mittelschulordnung – MSO) 
 
Kurzkommentar zur Schulordnung und der Bayerischen Schulordnung BaySchO von Ministerialrätin 
Alexandra Brumann mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 9. Auflage 2021, Art.-Nr. 6563, 16,00 € 
 
Das Bayerische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (BayEUG) und die jeweiligen Schulordnungen 
sind zusammen mit dem gültigen Lehrplan die wichtigsten Grundlagen für Unterricht und Schulleben. 
Seit dem Schuljahr 2016/17 werden neben den schulartspezifischen Schulordnungen Regelungen, die 
für alle Schularten in gleicher Weise gelten, in einer „Bayerischen Schulordnung“ (BaySchO) vereint. 
 
Die schulartspezifischen Vorschriften für die Mittelschule sind weiterhin in der Mittelschulordnung 
(MSO) dargestellt. Die BaySchO wie auch die MSO sind mit Kurzkommentaren versehen (jeweils in 
kursiver Schrift). 
 
Die vorliegende Ausgabe enthält außerdem den aktuellen Text des Bayerischen Erziehungs- und Un-
terrichtsgesetzes (BayEUG), hilfreiche Schreiben des Kultusministeriums, alle Zeugnisse sowie ein 
Stichwortverzeichnis mit den Angaben zu den jeweiligen Paragraphen. 
 
Änderungen seit der letzten Auflage im September 2020 sind durch einen senkrechten Balken am 
Rand gekennzeichnet. 
 
Die BaySchO ist auf gelbem Papier gedruckt – so ergibt sich eine schnelle Übersicht über die ver-
schiedenen Rechtsquellen. 
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Schulordnung für die Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung in Bayern – VSO-F 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO (Auszug) sowie eingearbeiteten weiteren gesetzlichen Rechtsvorschriften 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 20. Auflage 2021, Art.-Nr. 4726, 13,50 € 
 
Diese Ausgabe enthält im ersten Teil das grundlegende Gesetz (BayEUG), das der Schulordnung zu-
grunde liegt, 
 
im zweiten Teil einen Auszug aus der Bayerischen Schulordnung BaySchO, soweit für Förderschulen 
gültig (Druck auf gelbem Papier), 
 
im dritten Teil den vollständigen Text der Schulordnung (VSO-F) mit allen Anlagen. 
 
Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/22 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Balken 
am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
Die Schulordnung bezieht sich in vielen Paragraphen auf die Volksschulordnung – VSO. Für den Be-
reich der Grund- und Mittelschulen gilt seit 2013 jeweils eine eigene Schulordnung und seit Schuljahr 
2016/17 auch die BaySchO. Der Verlag hat ergänzend zu den Verweisen auf die VSO – die für die 
vorliegende Schulordnung immer noch maßgeblich sind – am Rand gekennzeichnet, wo die Grund-
schulordnung und die Mittelschulordnung inhaltlich etwa entsprechen. Außerdem wurde auch durch 
Kursivdruck auf in der Grundschulordnung bzw. Mittelschulordnung geänderte Begriffe hingewiesen. 
Kursivdruck im Text bedeutet: Dieser Begriff wird in der Grundschulordnung bzw. Mittelschulordnung 
verwendet. 
 
In einigen Fällen weichen die GrSO und die MSO inzwischen inhaltlich von der VSO ab; hier wurde zu 
Ihrer Kenntnis die jew. Bestimmung der GrSO und der MSO in Kursivdruck mit aufgenommen bzw. 
auf Änderungen hingewiesen. 
 
Bestimmungen der BaySchO, der GrSO und der MSO können vom Wortlaut der VSO abweichen. 
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Schulordnung für die Wirtschaftsschulen in Bayern – WSO 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 26. Auflage 2021, Art.-Nr. 2815, 9,00 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) – auf gelbem Papier 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Schulordnung für die Wirtschaftsschulen in Bayern (WSO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
 
Schulordnung für die Fachakademien FakO 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 5. Auflage 2021, Art.-Nr. 2817, 13,50 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Schulordnung für die Fachakademien 
(Fachakademieordnung – FakO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
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Schulordnung für die Fachschulen in Bayern FSO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 5. Auflage 2021, Art.-Nr. 2822, 8,00 € 
 
Änderungen der Schulordnung für das Schuljahr 2021/2022 sind am Rand jeweils durch einen senk-
rechten Strich gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
Schulordnung für die Berufsschulen in Bayern BSO 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 24. Auflage 2021, Art.-Nr. 4367, 9,50 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Schulordnung für die Berufsschulen in Bayern 
(Berufsschulordnung – BSO) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen an Schulen in Bayern (Bayerische Schul-
ordnung – BaySchO) 
 
mit Allgemeinverfügung zur Änderung der Schulordnungen in Folge der Corona-Pandemie 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 1. Auflage 2021, Art.-Nr. 4322 
 
Die Bayerische Schulordnung (BaySchO) gilt seit 01.08.2016 für alle öffentlichen Grundschulen, Mit-
telschulen, Realschulen, Gymnasien, Berufsschulen, Abendrealschulen, Abendgymnasien und für 
Kollegs (staatliche Schulen). Seit dem Schuljahr 2017/2018 gilt sie auch für Berufliche Oberschulen, 
Fachakademien nach FakO und die meisten Fachschulen, seit 2018/2019 für Wirtschaftsschulen so-
wie seit 01.01.2020 für die Berufsfachschulen für Krankenpflege, Kinderkrankenpflege, Krankenpfle-
gehilfe, Altenpflege, Altenpflegehilfe, Hebammen, Notfallsanitäter und Pflege. 
 
Bestimmungen der BaySchO, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem 
senkrechten Balken am Rand gekennzeichnet. 
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Berufsfachschulordnung Pflegeberufe BFSO Pflege 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 3. Auflage 2021, Art.-Nr. 2818, 13,50 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. Schulordnung für schulartübergreifende Regelungen in Bayern  

(Bayerische Schulordnung – BaySchO) – auf gelbem Papier 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

3. Berufsfachschulordnung Pflegeberufe (BFSO Pflege) 
vollständiger Text mit allen Anlagen 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
 
 
 
 
Berufsfachschulordnung Ernährung und Versorgung, Kinderpflege, Sozialpflege, Hotel- und 
Tourismusmanagement, Informatik - BFSO 
 
mit Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen BayEUG und der Bayerischen Schulordnung 
BaySchO (Auszug) 
 
Verlag J. Maiß GmbH, München, www.maiss.de, 7. Auflage 2021, Art.-Nr. 2816, 13,00 € 
 
Diese Ausgabe enthält 
 
1. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) vollständiger Text 

 
2. einen Auszug aus der „Bayerischen Schulordnung – BaySchO“ (Schulordnung für schulartüber-

greifende Regelungen an Schulen in Bayern), soweit diese für Berufsfachschulen gültig ist (Druck 
auf gelbem Papier)  
 

3. Schulordnung für die Berufsfachschulen für Ernährung und Versorgung, Kinderpflege, Sozial-
pflege, Hotel- und Tourismusmanagement, Informatik (BFSO) 
 

4. ein ausführliches Stichwortverzeichnis, das dem Benutzer die Vorschriften schnell erschließt und 
hilft, sich in dem Gesetzestext rasch zurechtzufinden 
 

Bestimmungen, die für das Schuljahr 2021/2022 neu gefasst wurden, sind mit einem senkrechten Bal-
ken am Rand gekennzeichnet – so können Sie sich schnell orientieren. 
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Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach, www.wolterskluwer.de, Aktualisierungslieferung Nr. 65, 
1. September 2021, Art.-Nr. 66284065, 141,90 € 
 
Herausgegeben von Eva-Maria Wüstendörfer, Ministerialrätin, Bayerisches Staatsministerium für Bil-
dung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Teil 2 Schülerbeförderung bearbeitet von Markus Allmannshofer, Landratsamt Dingolfing-Landau, 
Amt für Ausbildungsförderung und Schulangelegenheiten 
 
Die Ergänzungslieferung enthält u.a. die jüngsten Anpassungen in den Bekanntmachungen zur Mit-
tagsbetreuung an Grund- und Förderschulen, zu gebundenen Ganztagsangeboten sowie zum 
Pflege- und Gesundheitsbonus. Aktualisiert wird ferner die Zuweisungsrichtlinie FAZR; hier ist 
hervorzuheben, dass die Auflistung der Kostenrichtwerte (bisher Anlage 1) nicht mehr Bestandteil der 
Richtlinie ist, sondern künftig auf der Homepage des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat 
veröffentlicht wird. 
 
Da mit der Zahl der Änderungen des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes auch Anzahl und 
Umfang der abgedruckten Amtlichen Begründungen zunehmen, wird zur besseren Übersicht und Les-
barkeit ergänzend eine Kennzahl mit der reinen Textfassung des Gesetzes in die Sammlung auf-
genommen. 
 
 
 
 
SchulRecht PLUS 
Berufliches Schulwesen in Bayern 
 
Informationssystem mit Kommentierungen, Schul- und Dienstrecht und E-Mail-Service 
 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach, www.wolterskluwer.de, Rechtsstand: 01. Septem-
ber 2021, Aktualisierungslieferung Nr. 213, Art.-Nr. 66249213, 135,81 € 
 
Herausgegeben und bearbeitet von Maximilian Pangerl, Ministerialrat, Bayerisches Staatsministe-
rium für Unterricht und Kultus, München 
 
Diese Lieferung enthält die Änderungen der BFSO Pflege, der FSO und der FakO, die durch die Än-
derung der Bezeichnung des Faches Sozialkunde in Politik und Gesellschaft veranlasst sind. Dar-
über hinaus wird der Schulversuch OptiPrax an den Fachakademien für Sozialpädagogik in die 
Regelform überführt und die Erzieherausbildung modernisiert. Die Fachakademien für Übersetzen 
und Dolmetschen werden in „Sprachen und internationale Kommunikation“ umbenannt. 
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Das Schulrecht in Bayern 
 
Kommentar zum BayEUG. Wichtige schulrechtliche Vorschriften 
 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach, www.wolterskluwer.de, Rechtsstand: September 2021,  
Aktualisierungslieferung Nr. 243, Art.-Nr. 66243243, 159,90 € 
 
Herausgegeben von 
Prof. Dr. Josef Franz Lindner, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Medizinrecht und Rechtsphilosophie, 
Universität Augsburg, 
Dr. Helmut Stahl, Ministerialrat a. D., ehemals im Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
München 
 
Diese Lieferung enthält: 
 
- die Aktualisierung der Schulordnungen: 

GrSO 
MSO 
RSO 
WSO 
BSO 
BFSO 

- die neueste Fassung 
- der Hausunterrichtsverordnung und 
- der Urlaubs- und Mutterschutzverordnung 

- die Aktualisierung der KMBek über Kirchen u.a. 
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Schulverwaltung 
 
 
 
 
Aktenplan für Registraturen der Schulen in Bayern 
 
Aktenführung und –verwaltung, Aktenpläne A und B, ausführliches Stichwort-ABC der Akten-
betreffe und Aktenplanstellen 
 
Bearbeitet von: Dipl.-Archivar (FH) Horst Gehringer 
Direktor des Stadtarchivs Bamberg 
 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Kronach, www.wolterskluwer.de, CD-ROM, 21. Ausgabe, Okto-
ber 2021, Rechtsstand: 1. Oktober 2021, Art.-Nr. 67189021, ISBN 978-3-556-00954-3, 93,95 € 
 
Grundlage einer effektiven Schulverwaltung ist eine gut funktionierende Schriftgutverwaltung. Die Ak-
tenpläne für die Schulverwaltung geben hierzu vielfältige Hilfestellungen. In diesem Werk sind Akten-
pläne A und B enthalten, zu beachtende Vorschriften bei der Schriftgutablage und wertvolle Anleitun-
gen und Hinweise. Die CD-ROM bietet Ihnen die Vorteile eines elektronischen Produkts, wie zum Bei-
spiel Suchfunktionen, einfache Navigation durch die Texte durch Verlinkungen, die Möglichkeit, Noti-
zen und Lesezeichen einzufügen, Kopier- und Druckfunktionen u. v. m. 
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